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Steiner, Hans-Peter Amrein, Claudio Zanetti und Andreas Gross für ihre Unkompliziertheit und für die 
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1 Einleitung 

Was ist Demokratie? „Das griechische demokratia setzt sich aus den beiden Wörtern demos (Volk) 

und kratein (herrschen) zusammen und bedeutet folglich Volksherrschaft.“, schreibt der deutsche 

Politikwissenschaftler Wolfgang Merkel.1  Das Volk herrscht über sich selbst. Doch wer ist das Volk? 

Grundsätzlich wird diese Frage mit der Staatsbürgerschaft beantwortet. Doch mittlerweile ist ein 

Viertel der Schweizer Wohnbevölkerung ohne Schweizer Bürgerrecht, das heisst grundsätzlich nicht 

stimmberechtigt. Wenn jeder Vierte nicht mitbestimmen darf, stellt sich die Frage, inwiefern das 

dem Grundgedanken der Demokratie, der Idee der Volksherrschaft, entspricht. Das Ausländerstimm-

recht erscheint als möglicher Ausweg. Die Diskussion um ein Ausländerstimmrecht ist daher höchst 

aktuell. Es stellen sich Fragen wie: Wer gehört zum Schweizer demos? Ist es sinnvoll, wenn nur die 

Einwohner mit Schweizer Pass abstimmen, wählen und gewählt werden dürfen? Wie gut ist die 

Schweizer Demokratie wirklich? Und: Gibt es bereits das Ausländerstimmrecht irgendwo in der 

Schweiz? Wenn ja: Machen die Beteiligten positive Erfahrungen? Ausserdem: Wer ist überhaupt 

„Ausländer“? Wenn man die Idee des Ausländerstimmrechts weiterdenkt, tauchen neue Fragen auf: 

Was ist erfolgreiche Integration und kann das Ausländerstimmrecht dazu beitragen? Können sich 

Ausländer in irgendeiner Form schon politisch beteiligen? Und: Wieso lassen sich Ausländer nicht 

einfach einbürgern?  

Diese Fragen sollen auf den folgenden Seiten eine Antwort finden. Die Leitfrage lautet:                           

Ist ein Ausländerstimm- und -wahlrecht auf Gemeindeebene sinnvoll?  

Um die Leitfrage schrittweise zu beantworten, ergibt sich folgende Struktur: 

Als erstes werden die Begriffe Stimmrecht und Ausländer definiert (Kapitel 2). Anschliessend wird das 

Augenmerk auf die Geschichte des Stimmrechts gerichtet und die Bedeutung des Stimmrechts in der 

Schweiz diskutiert (Kapitel 3). Danach folgt Kapitel 4 mit einer Erläuterung der politischen 

Entwicklung des Ausländerstimmrechts in der Schweiz sowie im Ausland und der bisher gemachten 

Erfahrungen. Kapitel 5 legt dar, wie sich die Schweizer Parteien und andere wichtige Organisationen 

hinsichtlich des Ausländerstimmrechts positionieren. Kapitel 6 liefert einen Überblick über die 

rechtliche Ausgangslage in der Schweiz, insbesondere über Aufenthalt und Einbürgerung der 

ausländischen Bevölkerung und die bestehenden Partizipationsmöglichkeiten für Ausländer. Im 

zentralen siebten Kapitel werden verschiedene Demokratiemodelle und am Ende die Vereinbarkeit 

von Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene und Staatsbürgerschaft diskutiert. Dem folgt eine 

Auseinandersetzung mit dem Thema Integration in Bezug auf das Ausländerstimmrecht (Kapitel 8) 

und eine Ausführung der Ausgestaltungsmöglichkeiten des kommunalen Ausländerstimmrechts 

(Kapitel 9). Das zehnte Kapitel behandelt mit Politikern verschiedener Parteien durchgeführte 

Interviews. Abschliessend wird in der persönlichen Einschätzung die Leitfrage aufgearbeitet (Kapitel 

11) und eine Zusammenfassung über die Ergebnisse der Arbeit (Kapitel 12) vorgelegt. 

 

 

 

                                                           
1
 Merkel, 2013, Hrsg. Kriesi/Müller, S.100 
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2 Begrifflichkeiten 

2.1 Stimmrecht 

Das Wahl- und Stimmrecht, oft im Wort Stimmrecht zusammengefasst, beinhaltet drei 

Komponenten: das aktive und das passive Wahlrecht und das Stimmrecht. Das heisst: Stimm- und 

Wahlberechtigte können an Wahlen eine oder mehrere Personen als deren Vertretung wählen 

(aktives Wahlrecht),  für öffentliche Ämter kandidieren (passives Wahlrecht, auch Wählbarkeit 

genannt) und über Abstimmungen und Sachvorlagen entscheiden (Stimmrecht).2 Das Stimmrecht im 

weiteren Sinne enthält zudem das Recht, Initiativen und Referenden zu unterzeichnen.3 Das 

Stimmrecht garantiert so den Stimmbürgern die Teilhabe an der politischen Willensbildung.4 Als 

grundlegendes politisches Recht garantiert es dem demokratischen Volk, sich selbst zu regieren. Erst 

durch Partizipation und Zustimmung erhalten die demokratischen Entscheidungen ein hohes Mass an 

Legitimität.5  Im Gegensatz zu den Grundrechten ist beim Stimmrecht von einem Bürgerrecht die 

Rede, das heisst es ist grundsätzlich an die Staatsbürgerschaft gebunden.6 Das manifestiert sich im 

Artikel 136 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft7: 

 
„Art. 136 Politische Rechte 

1 Die politischen Rechte in Bundessachen stehen allen Schweizerinnen und Schweizern zu, die 

das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und die nicht wegen Geisteskrankheit oder 

Geistesschwäche entmündigt sind. Alle haben die gleichen politischen Rechte und Pflichten.“ 

 

Gilt inzwischen der Artikel 136 vollumfänglich, so waren doch bis vor weniger als 50 Jahren Frauen 

vom nationalen Stimmrecht ausgeschlossen. Der Kreis der zum Stimmrecht Zugelassenen wurde in 

der Vergangenheit mehrfach ausgeweitet, sodass in jüngster Zeit in Teilen der Schweiz auch 

ausländischen Staatsbürgerinnen und -Bürgern politische Rechte gewährt werden. 

2.2 Ausländer 

Um über das Ausländerstimmrecht diskutieren zu können, muss erst geklärt werden, was der Begriff 

Ausländer bedeutet und welche Ausländer von einem Stimmrecht Gebrauch machen könnten. 

Die Unterscheidung zwischen Ausländern und Staatsbürgern entstand parallel zur Herausbildung der 

Nationalstaaten. Zuvor war dafür kein Bedürfnis vorhanden, da sich die Macht in den Monarchien 

und Kleinstaaten auf eine Person konzentrierte und damit Einheimische wie Fremde gleichermassen 

von der politischen Willensäusserung ausgeschlossen waren. Mit den Nationalstaaten wurde 

erstmals Erwerb und Verlust der Staatsbürgerschaft detailliert geregelt, um zu definieren, wer 

stimmberechtigt ist. „Aus dem vorher undefinierten Staatsvolk entstand als neues 

Zuordnungskriterium die Nation“, welche sich zu Fremden klar abgrenzen lässt. Die 

Staatsangehörigkeit ist nichts anderes als ein „rechtliches Hilfsmittel“  zur Definierung des 

Staatsvolkes.8  

                                                           
2
 https://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/pol-part.html 

3
 http://www.lu.ch/downloads/lu/jsd/wahlabst/doku/volksbotschaft_2011-11-27.pdf , S.5 

4
 http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D26453.php  

5
 http://www.demokratie-initiativen.ch/auslaenderstimmrecht-2/  

6
 http://www.fes.de/wiso/pdf/integration/2008/160208/beitrag_bauer.pdf, S.2 

7
 https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html#a136  

8
 Heusser, 2001, S.12-114 

https://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/pol-part.html
http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D26453.php
http://www.demokratie-initiativen.ch/auslaenderstimmrecht-2/
http://www.fes.de/wiso/pdf/integration/2008/160208/beitrag_bauer.pdf
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html#a136
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Es erscheint paradox, dass durch die Einführung der Demokratie, welche möglichst breite Kreise der 

Bevölkerung einbeziehen und Gleichheit erreichen sollte, erstmals Fremde explizit ausgeschlossen 

wurden. 

In der Schweiz kommt hinzu, dass die Schweizer keine gemeinsame Ethnie, Konfession, Sprache oder 

Kultur eint. Die Schweizer Willensnation stützt sich vor allem auf die föderalistischen politischen 

Institutionen, die den Kantonen grosse Selbstständigkeit zusichern, auf die ausgebauten Volksrechte 

(Initiativ- und Referendumsrecht) und auf das Proportionalitätsprinzip. Die Schweizer Identität kann 

sich nur teilweise auf eine gemeinsame historische Vergangenheit berufen.9 Diese Besonderheit 

beeinträchtigte den Nationalstaatlichkeitsgedanken nicht wesentlich.10 Der Begriff des Ausländers ist 

in der Schweiz daher noch abstrakter als in anderen Nationalstaaten. In der Schweiz haben sich 

mehrere Völker in einem Staat zusammengeschlossen, die sich gegenseitig ohne diesen 

gemeinsamen Staat als fremde Nationen, sprich als Ausländer, bezeichnen würden. 

Wer das Schweizer Bürgerrecht nicht besitzt, gilt als Ausländer. Ist jedoch jeder Ausländer in gleicher 

Art und Weise ein Ausländer? Beim Ausländerstimmrecht geht es in diesem Sinne nicht mehr um 

Ausländer, sondern um integrierte Einwohner mit ausländischer Herkunft. Selbst Befürworter des 

Ausländerstimmrechts setzen eine gewisse politische Integration voraus, die in den meisten Fällen 

durch eine Karenzfrist (Mindestaufenthaltsdauer) gewährleistet werden soll.11 Zumindest bei 

Karenzfristen von einigen Jahren geht es Journalist Stefan Wyler zufolge „nicht um jene Ausländer, 

die die oft überhitzte ausländerpolitische Debatte beherrschen: Es geht nicht um Asylbewerber, nicht 

um Kriminaltouristen, nicht um Leute, die hier zwei, drei Jahre einer Arbeit nachgehen und wieder 

abreisen. Es geht um Menschen, die seit Jahren hier leben, arbeiten, die auch Steuern zahlen, ihre 

Kinder hier in die Schule schicken. Um Leute, die für unsere Wirtschaft unerlässlich sind. Die in 

Sportvereinen oder Kulturorganisationen mitmachen. Um Leute, die längst Teil unserer Gesellschaft 

sind.“12 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
9
 Vatter, 2014, S. 30 

10
 Schaub, 2010, S.25 

11
 Heusser, 2001, S.145-147 

12
 http://www.derbund.ch/bern/Leitartikel-Ein-bisschen-mehr-Demokratie/story/30785097  

http://www.derbund.ch/bern/Leitartikel-Ein-bisschen-mehr-Demokratie/story/30785097
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3 Historische Betrachtung und Bedeutung des Stimm- und Wahlrechts 

In den Demokratien hat sich seit jeher die Frage gestellt, wer zum mitspracheberechtigten Volk 

gehören soll und wer nicht. Sie wurde mehrheitlich durch die Staatsbürgerschaft beantwortet. 13  Die 

Kriterien für den Status des Bürgers und die damit verbundene Zugehörigkeit zum wahlberechtigten  

demos wurden im Laufe der Zeit angepasst: „Dass es sich beim Volk um keine statische, 

unveränderbare Grösse handelt, dazu liefert die geschichtliche Entwicklung genügend Beispiele.“ 14 

Im Folgenden wird ein Rückblick in die Geschichte des Stimm- und Wahlrechts gewährt: 

3.1 Das Stimm- und Wahlrecht in europäischen Demokratien vor 1800 

Zum ersten Mal haben die antiken Griechen im 5. Jahrhundert vor Christus in ihren Stadtstaaten 

demokratische Ideale verwirklicht.15 Das Bürgerrecht in der Polis Athens wurde auf freie, ansässige, 

aristokratische und wohlhabende Männer beschränkt.16 Im Musterbeispiel der Demokratie waren 

weniger als ein Drittel der Wohnbevölkerung stimmberechtigt. Die attische Demokratie war durch 

die Auslosung der Ämter und die Versammlungsdemokratie zwar direkt, aber auch exklusiv. Sklaven, 

Metöken (dauerhaft in Athen wohnende Fremde) und Frauen wurden ausgeschlossen. Selbst 

Aristoteles war kein Vollbürger, da er nicht in Athen geboren wurde.17 

Ähnlich wurden die Räte in den italienischen Stadtrepubliken der Renaissance aus dem kleinen Kreis 

wohlhabender und qualifizierter Männer durch das Los besetzt. In Florenz waren 18 Prozent der 

männlichen Erwachsenen wahlberechtige Vollbürger, in Venedig waren es lediglich 6 Prozent. 18 

„Während in den griechischen Stadtrepubliken des Altertums und in den italienischen Stadtstaaten 

der Renaissance direkte Mitbestimmung praktiziert wurde […], kam während des 17. Und 18. 

Jahrhunderts die Idee der Repräsentation als Mittel demokratischer Mitbestimmung für grössere 

politische Territorien auf.“ Durch gewählte Vertreter sollte das Volk auch in grösseren politischen 

Gemeinschaften über sich selbst herrschen können.19  

Neben der definierenden Funktion für das Stimmrecht bedeutete die Staatsbürgerschaft nach der 

Ablöse der Monarchie auch die Schaffung eines neuen Wir-Gefühls (Nationalismus). 1791 wurden in 

Frankreich parallel das allgemeine Wahlrecht für Männer sowie erstmals klare Regelungen zum 

Erwerb der Staatsbürgerschaft eingeführt. „Wer über 5 Jahre in Frankreich gewohnt und ausserdem 

Grundbesitz erworben“, einen selbständigen Betrieb oder eine Französin geheiratet hatte, dem 

wurde die französische Bürgerschaft zugesprochen. Für die Stimmberechtigung waren zusätzlich 

erforderlich: „ein gewisses Steueraufkommen und wirtschaftliche Selbstständigkeit“. Die Prinzipien 

der Freiheit und Gleichheit fanden nur auf Männer Anwendung.20 Infolgedessen war das Wahlrecht 

15 Prozent der französischen Wohnbevölkerung vorbehalten.21  

 

                                                           
13

 Schaub, 2010, S.11 
14

 http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf, S.48 
15

 Kriesi/Bochsler, 2013, Hrsg. Kriesi/Müller, S.22 
16

 http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html 
17

 Merkel, 2013, Hrsg. Kriesi/Müller, S.103 
18

 Kriesi/Bochsler, 2013, Hrsg. Kriesi/Müller, S.24 
19

 Merkel, 2013, Hrsg. Kriesi/Müller, S.100 
20

 http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D10380.php   
21

 Schaub, 2010, S.11-12 

http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D10375.php
http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf
http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html
http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D10380.php
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3.2 Das Stimm- und Wahlrecht in der Schweiz 

Vor 1848 wurden die Kriterien des Stimmrechts in den Kantonen sehr unterschiedlich festgelegt. Die 

Helvetische Revolution schuf 1798 erstmals eine schweizerische Staatsbürgerschaft, welche neben 

den Hintersassen (fremde niedergelassene Stadtbewohner) sogar die Ausländer erhielten.22 Die auf 

Staatsebene erlangte Ausdehnung des Bürgerrechts wurde im Folgenden von den Kantonen wieder 

eingeschränkt, sodass kantonsfremde niedergelassene Schweizer Bürger im Niederlassungskanton 

vom Stimmrecht ausgeschlossen wurden. Die liberale Volksbewegung forderte jedoch in der 

Regeneration ab 1830 wieder das allgemeine Wahlrecht und verhalf der politischen Gleichheit 

allmählich zum Erfolg. Noch vor der Gründung des Bundesstaates hatten die meisten Kantone das 

allgemeine Wahlrecht der Männer eingeführt.23 

Nach dem Sonderbundskrieg, den die liberalen protestantischen Kräfte für sich entschieden, strebten 

die liberalen Regierungen nach einer Vereinheitlichung der Eidgenossenschaft, was sich 1848 in der 

Gründung des Bundesstaates manifestierte. Dessen Ziel war es, die gesamte Gesellschaft durch die 

Staatsbürgerschaft einzubinden.24 Mit der Bundesverfassung wurden grundsätzlich alle Schweizer 

Männer ab 20 Jahren zu den eidgenössischen Parlamentswahlen zugelassen, womit die Schweiz als 

Pionier bei der Einführung des allgemeinen, gleichen und direkten männlichen Wahlrechts galt. 

Jedoch blieb das eidgenössische Wahlrecht vom kantonalen Bürgerrecht abhängig. Aufgrund der 

rigorosen Auslegung durch die Kantone wurde in Wirklichkeit ein Zensuswahlrecht praktiziert.25 Das 

Wahlrecht beschränkte sich auf christliche Männer und schloss Schweizer Frauen, Juden, Bedürftige 

und strafrechtlich Verurteilte aus.26 Ausserkantonale konnten erst nach zähen Aushandlungskämpfen 

mitentscheiden.27  

Infolge einer demokratischen Bewegung ab 1860 wurde das Stimmrecht auf weitere Teile der 

Schweizer Gesellschaft ausgeweitet. Die Schweizer Juden werden 1866 politisch integriert.28 Für die 

Vereinheitlichung des allgemeinen Wahlrechts beseitigten die Staatsorgane auf Bundesebene 

verschiedene kantonale Zensusbestimmungen, beispielsweise den Ausschluss der Analphabeten, 

später auch den Ausschluss von Geistlichen. Ab 1874 haben Niedergelassene anderer Schweizer 

Kantone auch auf Gemeinde- und Kantonsebene des Niederlassungskantons Anspruch auf das 

Wahlrecht.29 

Nach dem ersten Weltkrieg wurde der Kreis der Stimmberechtigten ausgeweitet, indem auch 

finanzschwachen Männern aus der Unterschicht das Stimmrecht zugesprochen wurde.30  

Schweizer Frauen hingegen war das Stimmrecht noch bis in die jüngste Vergangenheit verwehrt. Bis 

in die 50er-jahre drehte sich die Diskussion um ein Frauenstimmrecht tatsächlich um die Frage, ob 

diese Mitbestimmung der weiblichen Natur widerspreche.31 Noch im Jahre 1959 sagten die 

                                                           
22

 Heusser, 2001, S.44-45 
23

 http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D26453.php  
24

 http://bezgeschichte.blogspot.ch/2011/04/der-weg-zum-schweizerischen.html  
25

 Vatter, 2014, S. 66 
26

 http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html 
27

 http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf, S.4 
28

 http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html 
29

 http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D26453.php  
30

 http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html 
31

 http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf, S.13 

http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D26453.php
http://bezgeschichte.blogspot.ch/2011/04/der-weg-zum-schweizerischen.html
http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html
http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf
http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html
http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D26453.php
http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html
http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf
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Schweizer Männer zu 67 Prozent Nein zum Frauenstimmrecht auf nationaler Ebene.32 Erst 1971 

votierten zwei Drittel der abstimmenden Männer für das Frauenstimmrecht.33 Bis dahin galt auf 

Schweizer Bundesebene das Geschlecht als Ausschlusskriterium für die Ausübung politischer Rechte. 

53 Jahre nach Deutschland, 52 Jahre nach Österreich, 51 Jahre nach den USA, 27 Jahre nach 

Frankreich und 26 Jahre nach Italien nahmen die Schweizer Stimmbürger das allgemeine Stimm- und 

Wahlrecht auf nationaler Ebene an.34 In einigen Kantonen dauerte es auf kantonaler und 

kommunaler Ebene noch länger. Die Einführung des Frauenstimmrechts in Appenzell Innerhoden 

konnte erst 1990 durch den Entscheid des Bundesgerichts durchgesetzt werden.35 Obwohl die 

Schweiz als erstes Land in Europa um 1830 das Prinzip der Volkssouveränität einführte, war sie doch 

„das letzte westliche Land, in dem der Souverän 1874 auf die Nichtchristen und 1971 auf die Frauen 

ausgeweitet wurde.“ Bei beiden liberalen Öffnungen spielte obendrein ausländischer Druck eine 

wichtige Rolle.36 

Die Auslandschweizer erhielten 1989 die vollen politischen Rechte.37 Heute wird ausserdem 

Auslandschweizern in zwölf Kantonen das Stimmrecht an kantonalen Abstimmungen und Wahlen 

gewährt.38 Im Gegenzug wird seit 1989 in der Schweiz wohnhaften Ausländern das Recht eingeräumt, 

an Wahlen und Abstimmungen in ihren Herkunftsländern teilzunehmen, sofern die betreffenden 

Staaten dies vorsehen.  So können portugiesische, französische und italienische Staatsangehörige 

ihre Vertreter auf nationaler Ebene ihres Herkunftslandes wählen.39 Die Senkung der Volljährigkeit 

auf 18 Jahre, die zur politischen Partizipation berechtigt, erfolgte ebenfalls 1989.40  

Es wird klar, dass die Ausweitung der politischen Rechte seit der Gründung des Bundesstaates ein 

schwieriges Unterfangen war und ist – die Stimmberechtigten tun sich schwer damit. 

Ausschlusskriterien wie Geschlecht, Religion, Besitz, Alter, Herkunft und Wohnort wurden mit der 

Zeit abgeschafft oder angepasst. Dennoch ist heute noch hinsichtlich der ausländischen Bevölkerung 

ein beträchtlicher Teil der Gesellschaft von der politischen Partizipation ausgeschlossen.  

Der Unterschied zwischen Schweizern und Ausländern ist durch die Staatsbürgerschaft eigentlich 

konstruiert41 und hat seinen Ursprung in der Entstehung des demokratischen Nationalstaates.42 Die 

Bedeutung der kantonalen Zugehörigkeit verlor an Bedeutung, während die Nationalität über die 

Vergabe der politischen Rechte an Gewichtigkeit gewann. Heute stellt die Staatsbürgerschaft ein 

Hindernis dar hinsichtlich der Ausweitung des Stimmrechts auf Ausländerinnen und Ausländer. Die 

traditionell sehr stark empfundene Verbindung von Staatsbürgerrecht und politischen Rechten und 

die Wahrnehmung des Stimmrechts als Privileg stellen heute Hindernisse dar hinsichtlich der 

Ausweitung des Stimmrechts auf Ausländerinnen und Ausländer.43 
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 http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D10380.php  
33
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34

 http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D10380.php; Kriesi/Bochsler, 2013, Hrsg. Kriesi/Müller, S.31 
35

 http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D10380.php 
36

 http://www.weltwoche.ch/ausgaben/2009-51/artikel-2009-51-essay-das-volk-d.html  
37
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40
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41

 http://www.tageblatt.lu/nachrichten/story/31367144  
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 http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/hist.html 
43

 http://www.fes.de/wiso/pdf/integration/2008/160208/beitrag_bauer.pdf, S.2 
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3.3 Besondere Bedeutung des Stimmrechts in der Schweiz 

Die direkte Demokratie pflegt niemand so stark wie die Schweizer. „Politische Partizipation ist im 

Selbstverständnis der Bevölkerung tief verankert. Die direkte Demokratie ist vielleicht der wichtigste 

Bestandteil der schweizerischen Identität.“(Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen)44 Kein 

anderes Land setzt das Prinzip der unmittelbaren Volkssouveränität derart konsequent um wie die 

Schweiz.45 Die Schweizer Form Volksrechte erlaubt dem stimmberechtigten Volk, mit fakultativen 

und obligatorischen Referenden und mit eingereichten Initiativen direkten Einfluss auf das Gesetz 

und die Verfassung zu nehmen und nicht bloss durch gewählte Repräsentanten.46 Dies ermöglicht es 

den Stimmberechtigten, auch aussenpolitisch das letzte Wort zu haben. Gemäss 

Politikwissenschaftler Wolf Linder kennt kein anderes Land der Welt eine solch umfassende 

Mitbestimmung der Stimmbürger in der Aussenpolitik.47 Das Bürgerrecht definiert, wer als 

Vollmitglied all diese vergleichsweise besonderen Rechte geniessen darf.48 Diese Rechte sind mit der 

Wehrdienstpflicht der Männer verbunden.49 

Diese besondere Ausprägung der politischen Rechte in der Schweiz verleiht dem Schweizer 

Stimmrecht eine besondere Symbolik. In der Schweiz ist man stolz darauf, dass solche Rechte nur in 

der Schweiz vorzufinden sind. So gesehen erscheint es verständlich, dass Schweizer das Stimmrecht 

als Privileg ansehen und dass ihnen die Ausweitung des Stimmrechts auf „fremde“ Ausländer nicht 

leicht fällt.  
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 http://www.ekm.admin.ch/content/dam/data/ekm/projekte/Brochure_d.pdf, S.5 
45

 Vatter, 2014, S.343 
46

 Caduff/Fuchs, 2012, S.153 
47

 Linder, 2015 
48

 http://www.fes.de/wiso/pdf/integration/2008/160208/beitrag_bauer.pdf, S.2 
49

 Caduff/Fuchs, 2012, S.138 
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4 Ausländerstimmrecht  

4.1 Politische Entwicklung des Ausländerstimmrechts in der Schweiz 

Ein zentrales Merkmal des Schweizer Föderalismus besteht darin, dass die Kantone sich im Inneren 

selbst organisieren dürfen. Die Stände geben sich selbst eine Verfassung und ihnen fällt die 

Kompetenz zur Regelung der Ausübung der politischen Rechte in kantonalen und kommunalen 

Angelegenheiten zu.50  

Artikel 39 Absatz 1 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft lautet wie folgt:51 

„Art. 39 Ausübung der politischen Rechte 

1 Der Bund regelt die Ausübung der politischen Rechte in eidgenössischen, die Kantone regeln sie 
in kantonalen und kommunalen Angelegenheiten.“ 

 

Auf diese Weise schafft der Bund für die Kantone die Möglichkeit, auf kommunaler und kantonaler 

Ebene den Ausländerinnen und Ausländern das Stimmrecht zu verleihen. Gleichzeitig können die 

Gemeinden in der Schweiz die Mitsprache der ausländischen Bevölkerung nur einführen, wenn die 

Kantonsverfassungen dies vorsehen. Wenn vom fakultativen Stimmrecht für Ausländer die Rede ist, 

bedeutet dies, dass die Kantonsverfassung den Gemeinden die Kompetenz zur Einführung eines 

Ausländerstimmrechts überlässt, sprich jede Gemeinde eines Kantons entscheidet selbst über dessen 

Einführung.52 

Parlamentarische Vorstösse zur Einführung des Ausländerstimm- und Wahlrechts auf Bundesebene 

waren bisher zum Scheitern verurteilt.53 Das Stimmrecht beruht in den meisten Kantonen weiterhin 

auf dem Nationalitätsprinzip. Auf kantonaler Ebene hat jedoch knapp ein Drittel aller Schweizer 

Kantone von dem ihnen zugestandenen Handlungsspielraum Gebrauch gemacht und sieht in ihrer 

Kantonsverfassung entsprechende Bestimmungen zum Ausländerstimmrecht vor. Aufgrund  des 

ausgeprägten Föderalismus hängen die politischen Partizipationsmöglichkeiten für Ausländer auf 

kantonaler und vor allem auf lokaler Ebene sehr stark vom Wohnort ab:  

Der Kanton Neuenburg führte bereits 1849 eine frühe Form des Ausländerstimmrechts auf 

Gemeindeebene ein. Dadurch gilt der Kanton – nicht nur in der Schweiz, sondern auch in ganz Europa 

– als einzigartiger Pionier in puncto Ausländerstimmrecht. 54 Zuerst mussten die betroffenen 

Ausländer lediglich bei Steuerentscheiden zu Rate gezogen werden. Der Umfang des Stimmrechts 

und die Bedingungen für dessen Ausübung wurden seither mehrfach angepasst. Seit 1984 gilt das 

heute gültige Gesetz, das den Ausländern, die im Besitz einer Niederlassungsbewilligung sind und seit 

einem Jahr ihren Wohnsitz im Kanton Neuenburg  haben, das aktive Wahl- und Stimmrecht auf 

Gemeindeebene gewährt.55 2000 wurde darüber hinaus im Zuge einer Totalrevision der 

Kantonsverfassung das aktive Wahl- und Stimmrecht für Ausländer, die seit mindestens 5 Jahren im 

Kanton wohnen und über eine Niederlassungsbewilligung verfügen, auf die Kantonsebene 

                                                           
50

 Vatter, 2014, S. 430 
51

 https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html#a39  
52

 http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/stimmrecht.html  
53

 http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf, S.4 
54

 http://www.swissinfo.ch/ger/auslaenderstimmrecht-immer-beliebter/4531968  
55

 Cueni/Fleury, 1994, S.147-150, 212 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html#a39
http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/stimmrecht.html
http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf
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ausgeweitet. 2007 stimmte das Neuenburger Volk für die Einführung des passiven 

Ausländerstimmrechts auf kommunaler Ebene, für die kantonale Ebene wurde es jedoch abgelehnt.56  

Der zweite Kanton mit Ausländerstimmrecht liess bis zum Jahre 1979 auf sich warten. Der Kanton 

Jura führte mit seiner Gründung umgehend das aktive Ausländerwahl- und -Stimmrecht auf 

Gemeindeebene und Kantonsebene ein. Die Bedingung für das kantonale Stimmrecht sind 10 Jahre 

Aufenthalt in der Schweiz und ein Jahr im Kanton, für das kommunale Stimmrecht zusätzlich 30 Tage 

in der Gemeinde. Seit 1998 dürfen sich Ausländer für die Gemeindeparlamente selbst zur Wahl 

stellen.57 2014 wurde die Wählbarkeit auf die Gemeindeexekutiven ausgeweitet, nachdem das 

gleiche Anliegen 2007 knapp scheiterte.58 Die Beschränkung ihres Stimmrechts auf Kantonsebene 

besteht darin, dass sie von Abstimmungen über eine Verfassungsänderung ausgeschlossen sind, 

hingegen dürfen sich Ausländer an der Wahl der Ständeräte aktiv beteiligen.59 

Diese beiden Vorzeige- und Vorreiterkantone in Sachen Ausländerstimmrecht bleiben bis heute die 

einzigen, die das aktive Wahl- und Stimmrecht auf Kantonsebene verwirklicht haben. Beide Kantone 

wurden durch „quasi revolutionäre“ Ereignisse geprägt: Neuenburg wurde 1848 durch eine 

Revolution demokratisch, dies brachte die volle Zugehörigkeit zum Bundesstaat. 60 Im Kanton Jura 

trugen die Kantonsgründung und die eigene Erfahrung als jahrzehntelange Minderheit im Kanton 

Bern, was zu einer toleranten Haltung gegenüber eigenen Minderheiten führte, zur 

Aufbruchsstimmung bei.61 

Es dauerte bis in die Anfänge der 90er-Jahre, ehe die politische Linke das Thema aufgriff und in vielen 

Teilen des Landes Vorstösse lancierte, um die Stimmbürger über die Ausweitung des Stimmrechts auf 

Ausländer auf kommunaler oder kantonaler Ebene entscheiden zu lassen.62 In den 90er-Jahren 

wurden entsprechende Initiativen zur Einführung eines Ausländerstimmrechts, unabhängig davon, 

ob es sich um ein kommunales und kantonales Ausländerstimmrecht oder bloss um ein fakultatives, 

kommunales Ausländerstimmrecht, klar – mit mehrheitlich über 70% Nein-Stimmenanteile – 

verworfen63: 

 1992 wurde im Kanton Waadt das obligatorische Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene 

mit 74% verworfen. 

 1993 wurden in den Kantonen Genf (gleich zwei Initiativen im selben Jahr), Zürich und Genf 

sehr unterschiedlich ausgeprägte Formen des Ausländerstimmrechts mit 71% (die zweite in 

Genf ebenfalls mit 71%), 75% (nach64: mit 66%) und 72% klar abgelehnt.  

 1994 wurden ähnliche Anliegen in den Kantonen Basel-Stadt und Bern (auch der gemässigte 

Gegenvorschlag) mit 74% und 78% (respektive 61%) begraben. 
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 Schaub, 2010, S.58 
57

 Schaub, 2010, S.58-59 
58

 http://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/buergerrecht---citoyennete/Citoy/stimmrecht.html  
59

 Schaub, 2010, S.59 
60

 Cueni/Fleury, 1994, S.147 
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 Cueni/Fleury, 1994, S.152 
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 Cueni/Fleury, 1994, S.15-16 
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 1995 wurde im Kanton Uri das kantonale und kommunale Ausländerstimmrecht mit 81% 

deutlich zurückgewiesen. 

 1996 wurde im Aargau das fakultative kommunale Ausländerstimmrecht mit 85% wuchtig 

abgelehnt.  

 1997 wurden in den Kantonen Freiburg und Solothurn jeweils das kantonale und kommunale 

Ausländerstimmrecht mit 76% und 89% nicht akzeptiert. 

1995 nahmen die Stimmberechtigten des Kantons Appenzell Ausserrhoden eine neue 

Kantonsverfassung an, die den Gemeinden die Möglichkeit einräumt, das Ausländerstimmrecht, 

welches 10 Jahre Wohnsitz in der Schweiz und 5 Jahre im Kanton erfordert, anzuwenden. Die 

Ausländer müssen das Stimmrecht beantragen. Seither haben 3 Nachbargemeinden von dieser 

Möglichkeit Gebrauch gemacht.65 Die Gemeinde Wald führte 1999 als erste das Ausländerstimmrecht 

ein.66 Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass ausgerechnet in Appenzell Ausserrhoden, wo erst 

10 Jahre zuvor die vollumfänglichen politischen Rechte den Frauen zuteilwurden67, Ausländer als 

erstes in der Deutschschweiz das Stimmrecht geniessen durften.  

Seit der Totalrevision der Kantonsverfassung 2002 haben die Ausländer im Kanton Waadt Anspruch 

auf das aktive und passive kommunale Ausländerstimmrecht. Damit die Ausländer das Stimmrecht in 

Anspruch nehmen können, müssen sie mindestens 10 Jahre Aufenthalt in der Schweiz vorweisen und 

deren drei im Kanton.68 Die Zahl der Wahlberechtigten ist dank der Einführung des 

Ausländerstimmrechts im Kanton Waadt um 85'000 auf 456'000 gestiegen (Stand 2006).69 

2004 wurde im Rahmen der Totalrevision der Verfassung im Kanton Graubünden das fakultative 

Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene geschaffen. Die Bedingungen  dürfen die Gemeinden 

selber festlegen.70 In Graubünden kennen mittlerweile 23 von 125 Gemeinden das 

Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene.71 

Nach gescheiterten Versuchen in den Jahren 1993 und 2001 wurde 2005 in Genf eine Initiative zur 

Einführung des aktiven Wahl- und Stimmrechts für Ausländer auf Gemeindeebene knapp 

angenommen. Gleichzeitig wurde das kommunale passive Wahlrecht für Ausländer knapp 

zurückgewiesen.72 Den Ausländern steht es überdies zu, Initiativen und Referenden auf kommunaler 

Ebene zu unterzeichnen. Vorausgesetzt wird ein achtjähriger Wohnsitz in der Schweiz.73 Das 
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Ausländerstimmrecht hat  hier potentiell eine große Bedeutung, da der Ausländeranteil der 

ständigen Wohnbevölkerung im Jahr 2014 38% betrug.74 

2006 wurde im Zuge der Totalrevision der Kantonsverfassung das aktive und passive 

Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene im Kanton Freiburg eingeführt. Vorausgesetzt werden 

eine Niederlassungsbewilligung und 5 Jahre Wohnsitz im Kanton.75 Von Neuenburg abgesehen sind 

das die lockersten Bedingungen, an die das Ausländerstimmrecht auf kommunaler Ebene in der 

Schweiz geknüpft ist.  

Mit der neuen Kantonsverfassung führte 2006 der Kanton Basel-Stadt das fakultative 

Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene ein. Davon Gebrauch gemacht hat jedoch keine der 

beiden in Frage kommenden Gemeinden.76 

Einige Initiativen, welche das Ausländerstimmrecht einführen wollten, scheiterten nach der 

Jahrtausendwende – vor allem in der Deutschschweiz – deutlich. 2001 in Schaffhausen (mit 70%) und 

2005 in Solothurn wurde jeweils die Einführung eines kommunalen Ausländerstimmrechts 

abgelehnt.77 Eine Initiative und der Gegenvorschlag zur Einführung des kantonalen 

Ausländerstimmrechts in Basel-Stadt, eine vergleichbare Initiative in Glarus und der Vorschlag und 

dessen Gegenvorschlag, das Ausländerstimmrecht in Bern auf Gemeindeebene einzuführen,  wurden 

2010 allesamt mit mehr als 60%78, beziehungsweise an der Glarner Landsgemeinde „wuchtig“79, 

verworfen. 2011 wurde die Ausweitung des Ausländerstimmrechts auf Kantonsebene im Kanton 

Waadt mit 69% Nein-Stimmen zurückgewiesen80. Ebenso war die Initiative für ein fakultatives 

Ausländerstimmrecht in Luzern mit 84% Ablehnung nicht von Erfolg gekrönt81. 2013 scheiterte die 

Zürcher Initiative „Für mehr Demokratie“ an der Urne mit 75% Nein. Gleichermaßen wurde eine 

vergleichsweise sehr ambitionierte Initiative in Schaffhausen mit 85% Ablehnung deutlich 

verworfen.82  

Im Baselbiet haben linke Jungparteien im März 2015 eine Verfassungsinitiative, die den ansässigen 

Ausländern das Stimmrecht verschaffen soll, lanciert.83 In einigen anderen Kantonen wurden 

allerdings noch überhaupt keine Anstrengungen unternommen, die Diskussion über ein 

Ausländerstimmrecht anzustoßen.  
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Die Tatsache, dass in neuester Zeit fünf Kantone das Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene über 

eine Totalrevision der Kantonsverfassung einführten und ausschliesslich die Volksinitiative in Genf zur 

Einführung des Ausländerstimmrechts erfolgreich war, ist nicht zu übersehen. Es scheint, als ob das 

Ausländerstimmrecht vielerorts nur über eine Totalrevision, bei der die Einführung des 

Ausländerstimmrechts nur eine von vielen Erneuerungen darstellt, einführbar ist. Offenbar 

schmälern separate Abstimmungen die Chancen auf Annahme. Der Misserfolg wird auch der 

Tatsache zugeschrieben, dass die Initiativen von linken Parteien oder Solidaritätsbewegungen 

eingereicht wurden und diese (jedenfalls zumindest vor 2000) oft ideologisch polarisierten, was ein 

zusätzliches Hindernis darstellt. 84 Nichtsdestotrotz lässt sich in um die Jahrtausendwende 

entstandenen Kantonsverfassungen ein klarer Trend hin zu einer langsamen Ausweitung von 

politischer Rechten für Ausländer erkennen. Seit der Einführung des Ausländerstimmrechts in fünf 

Kantonen zwischen 2002 und 2006 ist hier allerdings kein weiterer Fortschritt zu verzeichnen. 

Insgesamt kennen acht Kantonsverfassungen jeweils ein unterschiedlich ausgeprägtes 

Ausländerstimmrecht. Laut  Politik- und Rechtswissenschaftler Tobias Naef geniessen derzeit nicht 

einmal 10 Prozent der Ausländer in der Schweiz politische Rechte (auch aufgrund nicht erfüllter 

Wohnsitzfristen).85 

Des Weiteren zeigt sich in den Abstimmungsresultaten der altbekannte Stadt-Land-Graben. 

Beispielsweise lag bei der Abstimmung 2010 im Kanton Bern der Nein-Stimmenanteil bei 72%. In 

ländlichen Regionen lag der Nein-Stimmenanteil bei über 80%.  In der Stadt Bern gab es jedoch eine 

Ja-Stimmenmehrheit. 86  Dies verdeutlicht die eher progressive Haltung in den Städten und die 

überwiegend konservative Haltung in ländlichen Regionen, für deren Bewohner Ausländer noch eher 

ein abstrakter Begriff des Fremden sind. 

Neben den grösseren Städten befürworteten sieben bernjurassische Gemeinden die Einführung des 

fakultativen Ausländerstimmrechts bei der Abstimmung 2010.87 Hier zeigt sich ein weiterer Graben, 

denn allgemein lässt sich feststellen, dass die Westschweizer Kantone sich in puncto 

Ausländerstimmrecht deutlich liberaler und offener zeigen als die Deutschschweiz und die 

Italienische Schweiz.  
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4.2 Vergleich Deutschschweiz-Romandie 

Während alle vorwiegend französischsprachigen Kantone mit Ausnahme vom Wallis inzwischen eine 

Form des obligatorischen Ausländerstimmrechts auf Gemeindeebene eingeführt haben, kennen 

bisher erst 3 Deutschschweizer  Kantone ein fakultatives Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene. 

653 der 679 Gemeinden mit Ausländerstimmrecht befinden sich in der Westschweiz, wie Abbildung 1 

verdeutlicht.88  

 

 

 

 

 

 

Insbesondere bei der Wählbarkeit von Ausländern in Gemeindeämter sieht es ähnlich aus: Derzeit 

gewähren 600 Gemeinden Ausländern das passive Wahlrecht. 575 dieser Gemeinden sind in der 

Westschweiz, 22 in Graubünden und 3 in Appenzell Ausserrhoden.89  

Im Gegensatz zur Romandie hat die Idee des Ausländerstimmrechts in der Deutschschweiz einen 

schweren Stand, und wird ihn wohl auch in Zukunft beibehalten. Initiativen für das Stimmrecht für 

Ausländer wurden wiederholt und wuchtig abgelehnt. Man kann sagen, hinsichtlich des 

Ausländerstimmrechts kommt der Röstigraben zum Vorschein, vorausgesetzt man betrachtet die 

Kantone als Einheit, denn viele Deutschschweizer Städte stimmen in den Bereichen Sozial- und 

Aussenpolitik ähnlich wie die Westschweizer. 90 

Historisch betrachtet zeigten die Westschweizer Kantone schon seit der Gründung des Bundesstaates 

eine gegensätzliche Sozial- und Aussenpolitik im Vergleich zur Deutschschweiz. Die Kantone Genf, 

Waadt und Neuenburg waren 1848 die einzigen Stände, die sich für die Gleichberechtigung der 

Nichtchristen einsetzten. 1959 waren sie die einzigen Kantone, die das eidgenössische 

Frauenstimmrecht befürworteten.91 1992 votierte eine 70-Prozentmehrheit in der Westschweiz für 

den EWR-Beitritt.92 Die Ausschaffungsinitiative lehnten die Westschweizer ebenso ab wie die 
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Abb. 1: Gemeinden mit kommunalem 

Ausländerstimmrecht sind grün gefärbt. 
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Minarettinitiative.93 Einerseits stimmen die Romands einheitlicher – die Stadt-Landkluft ist nicht so 

ausgeprägt, andererseits stimmt die ländliche Westschweiz nicht so konservativ wie die ländliche 

Deutschschweiz.  

Grundsätzlich erklärt der Ausländerdelegierte aus Neuenburg, Thomas Facchinetti, den Unterschied 

bezüglich des Ausländerstimmrechts zwischen der Romandie und Deutschschweiz mit den 

unterschiedlichen Auffassungen von Staat und Nation. Die Romandie sei vom französisch 

republikanischen Modell geprägt, während man sich in der Deutschschweiz am deutschen Modell 

der ethnischen Zugehörigkeit zu einer Nation orientiere. Das liberale Modell der Franzosen erachtet 

die Teilnahme an der Politik als sehr wichtig.94 Nach Andreas Suter ist das Deutschschweizer Modell 

hingegen mehr durch die Landsgemeinde geprägt und sieht das Stimmrecht als historisches Privileg, 

welches weitervererbt oder über die Einbürgerung erlangt wird. Gleichheit bedeutet für viele 

Deutschschweizer Gleichheit zwischen den Mitgliedern ihres historisch privilegierten Kollektivs.95 Die 

Westschweizer sind weniger patriotisch, was an den niedrigeren Militärdiensttauglichkeitsraten 

sichtbar wird.96 Gianni D’Amato zufolge sehen die Westschweizer Partizipation als Voraussetzung für 

die Integration, für die Deutschschweizer ist das Stimmrecht „quasi der Lottogewinn am Schluss 

eines langen Integrationsprozesses“.97 Somit repräsentieren die beiden Sprachregionen sehr 

gegensätzliche Auffassungen bezüglich der Themen Demokratie und Integration verbunden mit dem 

Ausländerstimmrecht, welche in den Kapiteln sieben und acht näher diskutiert werden.  

4.3 Blick auf das Ausland 

Die besondere Bedeutung, die dem Stimmrecht in der Schweiz zukommt, macht zwar Vergleiche mit 

ausländischen Regelungen zum Ausländerstimmrecht schwierig, dennoch kann man feststellen, dass 

in verschiedenen Ländern über die Einführung oder Ausweitung politischer Partizipationsmöglich-

keiten für Ausländer diskutiert wird.  

nrw.mehr-demokratie.de zufolge haben weltweit bereits 45 Demokratien ein Wahlrecht für 

Migranten auf lokaler, regionaler oder gar nationaler Ebene eingeführt.98 Die meisten der Länder mit 

Ausländerstimmrecht sind mit hohen Ausländeranteilen konfrontiert. 99 Die Mehrheit der 

europäischen und der klassischen Einwanderungsländer hat bereits eine Form eines kommunalen 

Ausländerstimmrechts eingeführt.100 

In der EU verfügen Unionsbürger seit dem Vertrag von Maastricht 1992 auch ausserhalb ihres 

Heimatlandes über das Stimm- und Wahlrecht in den Gemeinden und über das Wahlrecht bei 

Europawahlen. Bürger aus Drittstaaten – wie die Schweiz – sind davon weiterhin ausgeschlossen.101 
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In Luxemburg, dem einzigen grösseren europäischen Land mit noch höherem Ausländeranteil als die 

Schweiz, lehnten die Stimmbürger im Juni 2015 ein nationales Ausländerstimmrecht ab.102 

Laut Michael Rüegg, Journalist der Limmattaler Zeitung, dürfen auch Schweizer Staatsangehörige 

nach gewissen Fristen in 13 europäischen Ländern auf Gemeindeebene mitbestimmen, wenn sie sich 

dort niederlassen.103 

4.4 Praktische Erfahrung in der Schweiz 

In den Kantonen, wo das Ausländerstimmrecht Realität ist, wird generell eine niedrigere 

Stimmbeteiligung der Ausländer und eine geringe oder keine Abweichungen des Stimmverhaltens 

verglichen zu jenem der Schweizer festgestellt.  

In der Gemeinde La Chaux-de-Fonds lag die Stimmbeteiligung der ausländischen Bevölkerung 

zwischen 1976 und 1992 jeweils 10 Prozent unter derjenigen der Schweizer.104 Bei Abstimmungen ist 

der Unterschied nochmals erheblich grösser. In Le Locle hat sich der Abstand seit Einführung des 

Ausländerstimmrechts fortlaufend verringert. Im Jahre 1996 betrug der Unterschied lediglich zwei 

Prozent.105 Im Kanton Waadt wählten auf Anhieb 27 Prozent der Ausländer an den 

Gemeindewahlen.106 Im Kanton Freiburg betrug die Wahlbeteiligung bei den ersten den Ausländern 

zugänglichen Gemeindewahlen 16 Prozent, diejenige der Schweizer 31 Prozent.107 Das passive 

Wahlrecht wurde und wird vielerorts in relativ geringem Ausmass wahrgenommen. In 317 

Gemeinden mit Ausländerstimmrecht wurde im Rahmen einer Umfrage von Avenir Suisse 148 

Ausländer in Parlamenten und 19 in Exekutivbehörden gezählt. Das passive Ausländerstimmrecht 

habe sich aber insbesondere in der Westschweiz bewährt.108 In Jura und Neuenburg besetzten 

Ausländer Sitze der Gemeinde- und anderer Kommissionen, jedoch sind sie dort 

unterdurchschnittlich vertreten (Stand 1992).109 Im Kanton Waadt wurden bei den ersten 

Gemeindewahlen gleich 310 Ausländer in kommunale Ämter gewählt.110 Im Jahr 2005 wurden in 

Delémont vier von 51 Sitzen in der Legislative durch Ausländer besetzt.111 Im selben Jahr wurde sogar 

ein Ausländer zum Parlamentspräsident gewählt – eine Premiere europaweit.112 Auch im Appenzell 

wird das passive Stimmrecht von Ausländern in Anspruch genommen, zum Beispiel in der Gemeinde 

Wald wurde kurz nach Einführung des Ausländerstimmrechts ein Holländer in den Gemeinderat 

gewählt.113  
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Das geringe Interesse am Ausländerstimmrecht wird damit begründet, dass die Ausländer eine 

Eingewöhnungszeit benötigen, um sich nach jahrelangem Ausschluss mit dem neuen Recht vertraut 

zu machen, und ungenügend über ihre Rechte und das Gewicht ihrer Stimme aufgeklärt sind.114 

Vielen Ausländern fehlt es auch an mangelnden Kenntnissen über die demokratischen Abläufe und 

politischen Inhalte der entsprechenden Vorlagen und sie haben sprachliche Hürden zu nehmen.115 

Dem könnten Informationsveranstaltungen vorbeugen.116 Die Eingewöhnung in diese Prozesse und 

das Gefühl, integriert und somit vorbereitet zu sein, nehmen eine beträchtliche Zeitspanne in 

Anspruch.117 Ausserdem verfügen Ausländer durchschnittlich über ein tieferes Einkommen und einen 

geringeren Bildungsgrad als Schweizer. Auch Schweizer mit niedrigem Einkommen sind politisch 

wenig interessiert.118 Des Weiteren trägt das geringe Durchschnittsalter der Ausländer zur tiefen 

Stimmbeteiligung bei.119 In Ländern wie der Schweiz mit sehr hoher Demokratiezufriedenheit ist die 

Stimmbeteiligung generell sehr niedrig.120 

Bezüglich des Stimmverhaltens der Ausländer werden keine signifikanten Abweichungen 

festgestellt.121 Im Kanton Jura konnten die Linken nicht nachhaltig von der Einführung des 

Ausländerstimmrechts profitieren.122 Auch rechte Parteien wie die SVP erhalten Zulauf von 

Migranten.123 Rolf Steiner, Zürcher SP-Kantonsrat, zufolge stimmen ermächtigte Ausländer genauso 

vielfältig wie die Schweizer Staatsbürger. 124 Die verbreitet befürchtete Verschiebung der politischen 

Gewichte lässt sich – wie schon bei der Einführung des Frauenstimmrechtes125 – nicht beobachten, 

was hingegen auch durch den insgesamt geringen prozentualen Anteil  der neu Stimmberechtigten 

begründet ist.126 Die traditionellen politischen Kräfteverhältnisse wurden nirgends erschüttert.127 In 

den Kantonen Jura und Neuenburg konstatieren sowohl Befürworter als auch Gegner, dass sich 

durch die Gewährung des Stimmrechts für Ausländer nichts ändert.128 Spezielle Ausländerparteien 

sind nirgendwo entstanden und das Stimmrecht wurde darüber hinaus nie zur Durchsetzung von 

Partikularinteressen der ausländischen Bevölkerung missbraucht.129 

In der Studie von Avenir Suisse hat keine einzige der 317 Gemeinden angegeben, sie habe den Schritt 

je bereut oder sie wolle das Ausländerstimmrecht wieder abschaffen.130 Zudem wurden bisher in der 
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ganzen Schweiz noch keine Vorstösse lanciert, um das Ausländerstimmrecht wieder ausser Kraft zu 

setzen.131 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5 Ausländerstimmrecht im Spiegel der Parteien und wichtiger Organisationen 

Innerhalb der parteipolitischen Landschaft der Schweiz besteht bei weitem kein Konsens, wer zum 

stimmberechtigten „Volk“ gehören soll. Allgemein gilt: Je weiter sich eine Partei auf der rechten Seite 
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des politischen Spektrums finden lässt, desto exklusiver möchten sie das Zugehörigkeitsrecht zum 

„Volk“ gestalten. Insbesondere rechtspopulistische Parteien wollen den demos über den ethnos, also 

über die Abstammung entsprechend des ius sanguinis, definieren. Je weiter sich eine Partei hingegen 

auf der linken Seite mit offener Demokratieperspektive befindet, desto inklusiver – entsprechend 

dem ius soli (Staatsbürger ist, wer auf dem entsprechenden Territorium geboren wurde)– möchten 

sie die Volkszugehörigkeit auslegen.132 Die Linken sehen ein Problem darin, dass ein Grossteil der 

Bevölkerung nicht repräsentiert ist. 

Anhand des Beispiels der Zürcher Abstimmung „Für mehr Demokratie“ zur Einführung des 

fakultativen kommunalen Ausländerstimmrechts im Jahr 2013 lässt sich gut erkennen, wo sich die  

Parteien positionieren: SP, GLP, AL und die CSP befürworteten die Initiative. SVP, FDP, BDP, CVP, EVP 

und EDU lehnten mehr Mitbestimmung für Ausländer ab.133 Die Grünen waren gespalten.134 20 Jahre 

zuvor waren die SP, Grüne und CVP  bei einer entsprechenden Vorlage für das 

Ausländerstimmrecht.135                                                                                                                                                    

Die CVP scheint je nach Kanton unterschiedlich zu argumentieren: In Waadt unterstützte sie ein 

kantonales Ausländerstimmrecht136, in Luzern, Zürich (s.o.) und Schaffhausen nicht.137  

Meistens werden die Initiativen von links-grünen Komitees eingereicht, zum Beispiel in Basel.138 Der 

Migrantenvereinigung Second@s Plus139 kommt eine bedeutende Rolle bezüglich des Lancierens von 

Initiativen zu. Die Zürcher Initiative gehört zu einer ganzen Serie kantonaler Initiativen, die von 

Second@s Plus initiiert wurden.140 

Die Mehrheit des bürgerlichen Lagers pocht vor allem in der Deutschschweiz darauf, dass das 

Stimmrecht ans Bürgerrecht geknüpft sein sollte und daher der Weg zum Stimmrecht nur über die 

Einbürgerung führen kann(z.B. in Luzern141). Für die CVP und FDP sind transparente und faire 

Einbürgerungskriterien der richtige Weg zum Erlangen des Stimmrechts.142 Gemäss SVP-

Parteipräsident Toni Brunner hingegen soll die Einbürgerung nicht einfach sein, eher ein „Kampf, der 

sich lohnt“, da einem dann die politischen Rechte zugeschrieben werden.143 Den Rechten, 

insbesondere der SVP, wird von den Linken vorgeworfen, stets auf die Einbürgerung zu verweisen, 

gleichzeitig aber diese erschweren wollen.144 
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Die Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen (EKM) empfiehlt aufgrund der zunehmenden 

Mobilität und des steigenden Ausländeranteils das Stimmrecht vom Wohnrecht abzuleiten. Die 

Bedeutung der nationalstaatlichen Zugehörigkeit nehme ab.145 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6 Ausgangslage in der Schweiz 

Seit den 1960ern hat die Zuwanderung die westeuropäischen Gesellschaften „heterogenisiert“.146 

Der hohe Ausländeranteil und die Einbürgerungspraxis in der Schweiz werden im Folgenden 
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erläutert. Ausserdem soll ein Bild derjenigen gezeichnet werden, die möglicherweise das Stimmrecht 

erhalten würden oder bereits über dieses verfügen. 

6.1 Rechtsgrundlagen und Statistiken zum Aufenthalt der Ausländer 

6.1.1 Rechtslage 

Ausländer haben in der Schweiz je nach Situation unterschiedliche Aufenthaltsrechte. Neben der 

Kurzaufenthaltsbewilligung (Bewilligung L) und der Grenzgängerbewilligung unterscheidet man bei 

den längerfristigen Bewilligungen zwischen der Aufenthaltsbewilligung und der 

Niederlassungsbewilligung.147  

Eine Aufenthaltsbewilligung (Bewilligung B) wird für Aufenthalte mit der Dauer von mehr als einem 

Jahr erteilt.148 Sie wird zum Zweck der Arbeit oder des Studiums erteilt und muss in der Regel jedes 

Jahr erneuert werden.149 Ausländer aus EU- oder EFTA-Staaten müssen diese nur alle fünf Jahre 

erneuern.150 

Eine unbefristete Niederlassungsbewilligung (Bewilligung C) erhalten jene Ausländer, die sich schon 

seit langem – in der Regel nach 10 Jahren – mit der Aufenthaltsbewilligung (Bewilligung B) oder als 

Flüchtling (Bewilligung C) in der Schweiz aufhalten. Bei erfolgreicher Integration, namentlich bei 

guten Sprachkenntnissen, kann die Niederlassungsbewilligung nach fünf Jahren erteilt werden. 

Ebenfalls nach fünf Jahren wird sie anerkannten Flüchtlingen sowie Ausländern aus Nordamerika und 

Westeuropa erteilt. Die Rechtsstellung eines Niedergelassenen ist heute weitgehend mit der eines 

Schweizers vergleichbar.151 Sie haben die Gesetze zu beachten und Pflichten wie die Steuer- und 

Feuerwehrpflicht zu erfüllen. Zu einem Militärdienst- oder Ersatzdiensteinsatz sind sie hingegen nicht 

verpflichtet.152 Laut Corrado Pardini von der SP tragen Niedergelassene zur Schweizer Kultur bei und 

haben zentrale Funktionen in der Wirtschaft und in Vereinen.153 

 

 

 

 

6.1.2 Statistik 
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Ende 2014 lebten fast 2 Millionen Ausländer (1‘995‘459) in der Schweiz. Das entspricht einem 

Ausländeranteil von 24,3 Prozent. Innerhalb Europas gehört die Schweiz damit zu den Staaten mit 

dem höchstem Ausländeranteilen.154 2007 wiesen nur Liechtenstein und Luxemburg noch höhere 

Anteile auf.155 Der hohe Ausländeranteil ist in erster Linie auf die grossen Einwanderungswellen, auf 

hohe Geburten- und niedrige Sterbeziffern der Ausländer und auf die restriktive Einbürgerungspolitik 

zurückzuführen. Bereits 1910 machten die Ausländer 15 Prozent der Schweizer Bevölkerung aus. Seit 

1983 steigt der Ausländeranteil stetig an, wie in Abbildung 2 dargestellt.156  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In einigen klassischen Ausländergemeinden wie Schlieren oder Opfikon beträgt der Ausländeranteil 

sogar fast die Hälfte der Einwohnerzahl.157 

Die ausländische Bevölkerung in der Schweiz setzt sich wie folgt zusammen: 85 Prozent stammen aus 

einem europäischen Staat. Zwei Drittel kommen aus einem EU- oder EFTA-Staat. Jeweils 15 Prozent 

der Ausländer sind italienische oder deutsche Staatsangehörige. 13 Prozent kommen aus Portugal, 6 

Prozent aus Frankreich und 5 Prozent aus dem Kosovo.158  

Ende 2014 verfügten 60 Prozent der ausländischen Bevölkerung über eine Niederlassungs-

bewilligung. 1.25 Millionen Ausländer haben also das Recht, unbeschränkt in der Schweiz zu 

bleiben.159 terra-cognita-Redakteur Pascale Steiner zufolge lebten bereits 2010 eine Million der 

damals 1.6 Millionen Ausländer länger als 10 Jahre in der Schweiz.160 Viele Ausländer, die eine 
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Abbildung 1: Der Ausländeranteil in Prozent in der Schweiz von 1900-2014  

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/07/blank/key/01/01.html
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/news/publikationen.Document.114724.pdf
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/07/blank/key/01/01.html
http://www.nzz.ch/zuerich/auslaender-in-die-kommunalpolitik-einbinden-1.18138034
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/07/blank/key/01/01.html
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/01/07/blank/key/01/02.html
http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf


24 
 

Niederlassungsbewilligung besitzen, sind gut integriert. Dies belegt die Tatsache, dass Ausländer mit 

C-Bewilligung durchschnittlich mehr Steuern zahlen als die Schweizer insgesamt.161 

Die steigende Anzahl Ausländer geht mit einem Rückgang der Wahlberechtigten auf nationaler Ebene 

einher, da Ausländer von den Wahlen ausgeschlossen bleiben. Seit dem Jahre 1992 ist der Anteil der 

zu den Nationalratswahlen zugelassenen Wahlberechtigten (an der Gesamtbevölkerung) 

gesunken.162   Die Diskrepanz zwischen ansässiger und stimmberechtigter Bevölkerung wächst. In den 

Gemeinden haben gemäss EKM rund eine Million erwachsener Menschen keine  politischen 

Rechte.163 

6.2 Rechtsgrundlagen und Statistiken zur Einbürgerung 

Da die Gegner des Ausländerstimmrechts immer wieder auf die Einbürgerung als „Königsweg“ zur 

Erlangung des Schweizer Stimmrechts verweisen, wird hier ein Blick auf die Kriterien zur 

Einbürgerung geworfen. 

6.2.1 Rechtslage 

Im Gegensatz zu Italien oder Frankreich und typischen Einwanderungsländern wie die USA, welche 

das ius soli (Erwerb der Staatsbürgerschaft durch Geburt im entsprechenden Land) oder eine 

Mischform mit Elementen aus beidem, ius soli und ius sanguinis, für den Erwerb des Bürgerrechts 

anwenden,  herrscht in der Schweiz (wie auch in Deutschland und Österreich) das Prinzip des ius 

sanguinis, sprich das Abstammungsprinzip.164 Das bedeutet, die Staatsbürgerschaft wird vererbt. Wer 

jedoch den Integrationsbeweis erbringt, kann grundsätzlich auch Schweizer oder Schweizerin 

werden.165 Die Bedingungen, an die die Einbürgerung in der Schweiz geknüpft ist, sind 

vergleichsweise ziemlich streng.166 Der Einbürgerungsprozess gilt als kompliziert und langwierig.167 

Die zwei wichtigsten Verfahren zum Erwerb des Schweizer Bürgerrechts sind die ordentliche und die 

erleichterte Einbürgerung.  

Für die ordentliche Einbürgerung werden vom Bund mindestens zwölf Jahre Wohnsitz vorausgesetzt, 

wobei die zwischen 10. und 20. Lebensjahr in der Schweiz verbrachten Jahre doppelt zählen.168 Die 

Überprüfung der Einbürgerungsgesuche dauert nochmals zwei bis drei Jahre.169  Der heute häufige 

Wohnortswechsel erschwert die Einbürgerung zusätzlich. Ein Wohnortswechsel während des 

Verfahrens wird nur im Ausnahmefall erlaubt.170 Geeignet ist, wer in die schweizerischen 

Verhältnisse eingegliedert ist (Integration), mit den örtlichen Lebensgewohnheiten und 

                                                           
161

 http://www.bernerzeitung.ch/schweiz/standard/Ist-die-Schweiz-ein-
IntegrationsEntwicklungsland/story/16838550  
162

 Vatter, 2014, S. 67; http://www.zeit.de/2011/42/CH-Einbuergerung 
163

 http://www.ekm.admin.ch/content/dam/data/ekm/projekte/Brochure_d.pdf, S.5 
164

 https://www.sem.admin.ch/content/sem/de/home/themen/buergerrecht.html  
165

 http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf, S.4 
166

 Schaub, 2010, S.8 
167

 http://www.swissinfo.ch/ger/politik/politische-partizipation_auslaender-haben-in-der-schweiz-wenig-zu-
sagen/33012842  
168

 
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/buergerrecht/einbuergerung/ordentliche_einbuergerung.
html  
169

 http://www.swissinfo.ch/ger/politik/politische-partizipation_auslaender-haben-in-der-schweiz-wenig-zu-
sagen/33012842  
170

 https://www.ch.ch/de/ordentliche-einbuergerung/  

http://www.bernerzeitung.ch/schweiz/standard/Ist-die-Schweiz-ein-IntegrationsEntwicklungsland/story/16838550
http://www.bernerzeitung.ch/schweiz/standard/Ist-die-Schweiz-ein-IntegrationsEntwicklungsland/story/16838550
http://www.zeit.de/2011/42/CH-Einbuergerung
http://www.ekm.admin.ch/content/dam/data/ekm/projekte/Brochure_d.pdf
https://www.sem.admin.ch/content/sem/de/home/themen/buergerrecht.html
http://www.terra-cognita.ch/fileadmin/user_upload/terracognita/documents/terra_cognita_17.pdf
http://www.swissinfo.ch/ger/politik/politische-partizipation_auslaender-haben-in-der-schweiz-wenig-zu-sagen/33012842
http://www.swissinfo.ch/ger/politik/politische-partizipation_auslaender-haben-in-der-schweiz-wenig-zu-sagen/33012842
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/buergerrecht/einbuergerung/ordentliche_einbuergerung.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/buergerrecht/einbuergerung/ordentliche_einbuergerung.html
http://www.swissinfo.ch/ger/politik/politische-partizipation_auslaender-haben-in-der-schweiz-wenig-zu-sagen/33012842
http://www.swissinfo.ch/ger/politik/politische-partizipation_auslaender-haben-in-der-schweiz-wenig-zu-sagen/33012842
https://www.ch.ch/de/ordentliche-einbuergerung/


25 
 

schweizerischen Sitten und Gebräuchen vertraut ist (dazu gehört die Verständigung in einer 

Landessprache), die Rechtsordnung beachtet und die Sicherheit nicht gefährdet.171 In der Schweiz 

besteht die Besonderheit, dass das Bürgerrecht auf allen drei Ebenen erlangt werden muss.172  Jede 

dieser Stufen setzt sich einzeln mit dem Gesuch auseinander und erteilt die Bewilligung.173 Die 

Kantone und Gemeinden stellen eigene Wohnsitz- und Eignungsvoraussetzungen für den Erwerb des 

Bürgerrechts.174  In vielen Kantonen müssen die Antragssteller drei bis sechs Jahre Wohnsitzfrist im 

Kanton vorweisen.175 Die Kantone Zürich, Bern und Waadt wiesen zwischen 2005 und 2010 einen 

Anteil von 44 Prozent aller Einbürgerungen in der Schweiz auf.176Vorausgesetzt wird in den drei 

Kantonen, dass kein Eintrag im Strafregister besteht, beziehungsweise in Waadt, dass kein schweres 

oder absichtliches Verbrechen begangen worden ist. In den Kantonen Bern und Zürich dürfen auch 

Sozialhilfebezüger nicht eingebürgert werden.177 In anderen Kantonen gelten wieder andere 

Regelungen. Die Gebühren belaufen sich für die ordentliche Einbürgerung auf Gemeindeebene 

durchschnittlich zwischen 500 bis 1000 Franken pro Person, auf Kantonsebene bis zu 2000 Franken 

pro Person und auf Bundesebene zahlen volljährige Einbürgerungswillige höchstens 100 Franken.178  

Ein Gesuch zur erleichterten Einbürgerung können ausländische Ehepartner von Schweizerinnen oder 

Schweizer nach insgesamt fünfjährigen Wohnsitz und drei Jahren Ehe und ausländische Kinder mit 

einem schweizerischen Elternteil stellen. Der Bund ist für die erleichterte Einbürgerung allein 

zuständig. Es gelten die gleichen Voraussetzungen wie für die ordentliche Einbürgerung.179 Die 

Gebühren belaufen sich für volljährige ausländische Gesuchsteller auf höchstens 750 Franken, bei 

Minderjährigen auf höchstens 450 Franken.180 Eine erleichterte Einbürgerung für die zweite 

Generation und eine automatische Einbürgerung der dritten Generation der Ausländer scheiterte 

2004 an der Urne.181 

Laut Rolf Steiner (SP) gibt es mehrere „kleine Schikanen“, denen sich Ausländer nicht aussetzen 

wollen.182 So hat eine Studie des Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der 

wissenschaftlichen Forschung (SNF) vom Januar 2013 ergeben, dass rund 30 Prozent der Gemeinden 

heute noch über die Gemeindeversammlung über Einbürgerungsgesuche entscheiden. Die 

Ablehnungsquote ist in diesen Gemeinden wesentlich höher als in jenen, die den Gemeinderat 
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darüber walten lassen. In den Gemeindeversammlungen werden Türken und Ex-Jugoslawen 

besonders benachteiligt und somit diskriminiert.183 

Die Schweiz anerkennt die doppelte Staatsbürgerschaft.184 Gemäss einer Untersuchung von 

Mazzolari in den USA wirkt sich die Möglichkeit einer Doppelbürgerschaft, auch Binationalität 

genannt, positiv auf die Einbürgerungshäufigkeit aus.185 Der Verlust der Staatsbürgerschaft des 

Herkunftslandes hält die Migranten von einer Einbürgerung ab, sagt auch Politikwissenschaftler Gerd 

Valchars.186 Die 10 häufigsten Herkunftsländer der Ausländer, von welchen mehr als 70 Prozent der 

Ausländer stammen187, erlauben grossteils die Doppelstaatsbürgerschaft. Unter diesen 10 Staaten 

anerkennt gemäss Informationen von nomadcapitalist.com188 und dualcitizenship.com189 nur Spanien 

die Doppelstaatsbürgerschaft nicht. 

Erst dadurch, dass die Hürden für die Einbürgerung sehr hoch sind, gewinnt das 

Ausländerstimmrecht ernsthaft an Bedeutung, weil vielen Ausländern keine politische Integration 

ermöglicht werden kann. Wenn die Schweiz rascher, unkomplizierter und kostengünstiger 

einbürgern würde, wäre das Ausländerstimmrecht unnötig.190 
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6.2.2 Statistik 

Änderungen des Bürgerrechtsgesetzes in den Jahren 1978 und 1992 hatten grossen Einfluss auf  die 

jährliche Zahl des Schweizer Bürgerrechtserwerbs, wie in Abbildung 3 zu sehen ist.191 Durch eine 

grosszügigere Auslegung des Bürgerrechtsgesetzes könnte dementsprechend der hohe 

Ausländeranteil verringert werden. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 3: Erwerb des Bürgerrechts (vertikale Balken, linke Skala)                                                                           

und rohe Einbürgerungsziffer (Linie, rechte Skala)  

 

Die rohe Einbürgerungsziffer von knapp zwei Prozent bedeutet, dass zwei von 100 Ausländern 2014 

das schweizerische Bürgerrecht erhielten – im internationalen Vergleich ist das ein relativ geringer 

Wert.192 2007 wurde der Wert 2.9 Prozent schon als niedriger Stand im europäischen Vergleich 

betrachtet.193   

Von den insgesamt 1‘945‘000 in der Schweiz lebenden Ausländern, die im Ausland geboren wurden 

und im Alter von 15 oder mehr Jahren sind, sind mittlerweile 539‘000 eingebürgerte Schweizer.194 

Das entspricht gerade einmal 28 Prozent. 

Ausserdem sind 388‘700 Ausländer – das entspricht knapp 20 Prozent der Ausländer –  zwar in der 

Schweiz geboren, verfügen aber nicht über einen Schweizer Pass. Darüber hinaus leben 719‘600 

Menschen seit mindestens 10 Jahren in der Schweiz, ohne das Schweizer Bürgerrecht zu besitzen.195 

Selbst rund 40 Prozent der zweiten Generation der Bevölkerung mit Migrationshintergrund haben 

noch kein Schweizer Bürgerrecht erworben.196                                                                                         

Andererseits berichtet das Bundesamt für Statistik im Jahr 2007: „Trotz den restriktiven 

Einbürgerungsbestimmungen könnten heute schätzungsweise 858‘100 Ausländer mit einer 
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langfristigen Anwesenheitsbewilligung das Schweizer Bürgerrecht erwerben.“ Auch die Zugehörigkeit 

zu einem EU-Staat würde Ausländer davon abhalten, das Bürgerrecht zu erwerben.197 

Die ausländische Bevölkerung zeigt zudem eine andere Altersverteilung als die schweizerische. 

Insgesamt liegt der Ausländeranteil bei 24 Prozent. Bei den 20- bis 39-Jährigen weisen die Ausländer 

hingegen einen Anteil von 34 Prozent und bei den 65- bis 79-Jährigen einen Anteil von 12 Prozent an 

der Gesamtbevölkerung dieser Altersklassen auf.198 Werner Bauer, Mitglied der Österreichischen 

Gesellschaft für Politikberatung und Politikentwicklung (ÖGPP), zufolge führt diese demographische 

Entwicklung in Verbindung mit einer restriktiven Einbürgerungspolitik – wie sie die Schweiz betreibt – 

zu einem weiteren Wachstum des Ausländeranteils und insofern auch zu einer Abnahme der 

politisch repräsentierten Bevölkerung.199 In Länder mit grosszügiger Einbürgerungspraxis – und somit 

leichtem Zugang zu politischen Rechten – wie Schweden, Frankreich oder Grossbritannien fällt das 

Problem der anteilsmässig vom Stimmrecht ausgeschlossenen weit weniger krass aus als in der 

Schweiz.200 

6.3 Politische Partizipationsmöglichkeiten für Ausländer 

Ausländern wird in der Schweiz zwar nur vereinzelt das Stimmrecht eingeräumt, ihnen stehen jedoch 

andere, schwächere Formen der politischen Partizipation zu, die von den Behörden als Alternative 

zum Stimmrecht eingeführt wurden, um die (politische) Integration – vor allem auf kommunaler 

Ebene – zu fördern.201 

Für Ausländer gibt es vielfältige Möglichkeiten, sich im alltäglichen Willensbildungsprozess 

einzuschalten. Sich können sich aktiv bei Entscheiden im Vorstand eines Vereins, im Elternrat oder 

bei der Entwicklung eines Quartiers einbringen.202 

Daneben bieten auch die politischen Freiheitsrechte, welche als Grundrechte in der Schweizer 

Bundesverfassung verankert sind und daher auch den Ausländern gewährt werden, gewisse 

Partizipationsmöglichkeiten.203 Die politischen Freiheitsrechte garantieren jedem das Recht, politisch 

zu handeln und beinhalten insbesondere die Meinungs- und Informationsfreiheit (Art. 16 BV), die 

Medienfreiheit (Art. 17 BV), die Versammlungsfreiheit (Art. 22 BV) sowie die Vereinigungsfreiheit 

(Art. 23 BV). Diese Rechte sind unabdingbar für jede demokratische Staatsordnung.204 

Ausserdem wird allen Bewohnern der Schweiz das Petitionsrecht, welches auch oft zu den 

politischen Freiheitsrechten gezählt wird, eingeräumt. Auch Ausländer dürfen somit den Behörden 

auf kommunaler, kantonaler oder nationaler Ebene Bittschriften, Vorschläge oder Beschwerden 

einreichen.205 Da die Behörden bloss verpflichtet sind, davon Kenntnis zu nehmen206, und die 

Unterschriften einer Petition jedoch weder quantitativ noch qualitativ an Bedingungen geknüpft sind, 
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gilt das Petitionsrecht als schwaches Mitspracherecht. Es wird denn auch selten in Anspruch 

genommen.207 

Ausländer sind hinsichtlich der Ausübung ihrer politischen Freiheitsrechte Schweizern annähernd 

gleichgestellt. Die ausländische Bevölkerung kann gleichermassen an der politischen Diskussion 

teilnehmen,  politische Demonstrationen organisieren, politische Vereinen beitreten oder diese 

gründen und Petitionen einreichen, solange – und das ist die Einschränkung, welcher Schweizer nicht 

unterliegen – sie die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht gefährden.208 

Des Weiteren wird den Ausländern das Recht eingeräumt, bei der Vernehmlassung wichtiger Erlasse 

und Vorhaben von grosser Tragweite auf eidgenössischer Ebene Stellung zu beziehen.209 Da das 

Vernehmlassungsverfahren aber in erster Linie zur Vermeidung von Referenden nützt, haben die 

nicht referendumsfähigen Organisationen der Ausländer kein wirkliches Gewicht.210 Im Kanton 

Thurgau dürfen sich Ausländer bei der Gemeindeversammlung mit „beratender Stimme“ einbringen. 

Den Ausländern im Kanton Appenzell Ausserrhoden wird sogar die Stellungnahme zu kantonalen 

Geschäften im Rahmen der sogenannten Volksdiskussion zugestanden.211 

Auch über Konsultativorgane können sich Ausländer ins politische Geschehen einbringen. Ein 

Ausländerbeirat oder eine Ausländerkommission setzt sich in der Regel aus Schweizern und 

Ausländern zusammen, die üblicherweise von der Regierung oder ein sonstiges Exekutivorgan, 

beispielsweise von der Schulleitung oder dem Gemeinderat, eingesetzt werden.212 Auf allen drei 

politischen Ebenen gibt es solche Kommissionen, die sich stellvertretend für die Interessen der 

Ausländer einsetzen. Viele Gemeinden haben bereits eine Ausländer- oder Integrationskommission 

ins Leben gerufen. Die finanziellen Mittel sind jedoch bescheiden.213 Auch einige Kantone (Jura, 

Neuenburg, Genf) und der Bund, dessen Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen (EKM) 

jedoch ausschliesslich aus Schweizern besteht, haben eine Ausländer- oder 

Integrationskommission.214 Die Migranten, respektive Schweizer, werden als Experten in 

migrationsspezifischen und ausländerrelevanten Fragen betrachtet. Das machttragende 

Exekutivorgan entscheidet, was in den der Kommission zuständigen Migrationsbereich fällt.215 

Konsultativorgane haben, wie der Name schon sagt, lediglich beratende Funktion. Ihnen fehlt jegliche 

Entscheidungskompetenz.216 

Weder den politischen Freiheitsrechten, noch den Konsultativorganen kann der gleiche Stellenwert 

wie der eines Ausländerstimmrechts beigemessen werden. Konsultativorgane können durchaus 

sinnvoll sein für die Einbringung der Interessen der ausländischen Bevölkerung und politische 

Freiheitsrechte erlauben durchaus die freie politische Betätigung derselben, diese jedoch als Ersatz 

für das Ausländerstimmrecht zu sehen, ist unzulässig. Nur schon sprachlich ist es von den Worten 
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Petition und Konsultativ- (Bitte und um Rat fragen, daher: mitdiskutieren) zum Wort Stimmrecht 

(daher: mitbestimmen) ein grosser Schritt. Konsultative Organe können die Passivität der Ausländer 

in der Politik nicht aufheben, da sie nicht direkt aufgefordert werden, ihre Ansichten kundzugeben, in 

Verbindung mit dem Ausländerstimmrecht können sie Jean Francois Marquis und Guglielmo Grossi 

zufolge jedoch durchaus Wirkung erzielen.217  
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7 Ausländerstimmrecht und Demokratie 

Demokratie bedeutet wörtlich Volksherrschaft. Alle Demokratiemodelle beruhen auf der Annahme, 

dass das Volk die höchste Gewalt sei und dass Demokratie Selbstherrschaft bedeutet. Je nach 

Demokratieverständnis wird der Volksbegriff jedoch anders definiert. Die Auseinandersetzung mit 

der Frage nach der Volkszugehörigkeit ist der springende Punkt bei der Bewertung des 

Ausländerstimmrechts. Denn Gegner wie Befürworter des Ausländerstimmrechts führen primär 

demokratiepolitische Argumente ins Feld um ihr Anliegen zu rechtfertigen. Diese Argumente werden 

in den folgenden zwei Kapiteln erläutert. In einem dritten Schritt wird geprüft, ob das 

Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene kombinierbar ist mit der Staatsangehörigkeit. 

7.1 Demokratiemodelle der Gegner 

Gegner des Ausländerstimmrechts stützen ihre demokratiepolitischen Argumente stark auf alten 

Grundsätzen ab. In ihren Modellen der Bürgerdemokratie wird das Stimmrecht primär von der 

Staatsbürgerschaft abgeleitet. Das Volk setzt sich fast ausschliesslich aus Staatsbürgern derselben 

Abstammung zusammen. Die Staatsbürgerschaft wird daher nur durch Geburt erworben, die 

Einbürgerung bildet die Ausnahme.218 Rainer Bauböck, Politikwissenschaftler am Europäischen 

Institut für Integrationsforschung, unterscheidet zwischen zwei Auffassungen, die sich beide auf der 

Bürgerdemokratie begründen, die Zugehörigkeit zur Bürgerschaft jedoch anders verstehen: Zwischen 

klassischem Republikanismus und ethnischem Nationalismus.219 

Ersterer wurde vor allem durch Rousseau und Kant begründet. Laut Rechtswissenschaftler Luc 

Heuschling lässt er sich wie folgt definieren: „Diejenigen, die den Gesetzen unterliegen, sollten auch 

die Autoren derselben sein.“ 220 Kant zufolge sollten die Bürger „keinen äusseren Gesetzen […] 

gehorchen, als zu denen ich meine [bez. sie ihre] Bestimmung habe [bez. haben] geben können“. 

Dies sei wichtiger Bestandteil ihrer äusseren politischen Freiheit.221 Kant unterschied aber auch stark 

zwischen an der Gesetzgebung beteiligten Staatsbürgern einerseits und Weltbürgern, die keine 

Staatsbürger sind, andererseits (Fremden).222 Die klassischen Republikaner sind der Meinung, das 

politische Gemeinwesen brauche klare Grenzen bezüglich des Staatsgebiets und der 

Mitgliedschaft.223 Die Stärkung des Gemeinsamen (Republik aus lateinischem: res publica = 

gemeinsame Sache224) hat für sie einen hohen Stellenwert.225 Aus der Sicht von Rousseau haben sich 

alle dem Gemeinwillen zu beugen.226 In der republikanischen Vorstellung entscheidet das politische 

Gemeinwesen über Zugang zu Territorium und Staatsbürgerschaft, wobei diese nicht ethnisch 

geprägt ist.227 Die Staatsbürgerschaft kann erst erlangt werden, wenn entsprechende Loyalitäten 

vorhanden sind.228 Der Fokus auf dem Gemeinsamen und die Auffassung des Bürgerrechts als 
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Privileg229 erlauben es Ausländern nicht, in den Genuss des Stimmrechts vor der Erlangung der 

Bürgerrechte zu kommen.  

Mit dem Aufkommen des Nationalismus hat sich die Auffassung von der klassisch republikanischen 

Bürgerdemokratie „national verfärbt“ zu ethnischem Nationalismus, wie Luc Heuschling es nennt 

(ethnischer Nationalismus ist also eine weiterentwickelte Form des klassischen Republikanismus).230 

Ethnischer Nationalismus definiert die Zugehörigkeit zum Staatsverband in erster Linie über die 

Nation (ethnisch definierte Gemeinschaft)231, anders formuliert: über den ethnos.232 Die Mitglieder 

einer ethnischen Gemeinschaft oder Nation einen gemeinsame Merkmale wie Sprache, historische 

Ereignisse, Religion oder angeborene äusserliche Eigenschaften eines Menschen, die seine Herkunft 

widerspiegeln, und sehen ich daher als eine kulturell zusammengehörige Gruppe.233 Die Sichtweise 

des Ethnonationalismus zielt demzufolge darauf ab, die politische Gemeinschaft als kulturelle 

Gemeinschaft anzusehen.234 Das Ziel dieser Gruppe ist aus der Sicht des ethnischen Nationalismus 

das Recht auf Selbstbestimmung in einem eigenen Nationalstaat zu verwirklichen. Ist die 

Übereinstimmung der ethnisch-kulturellen und politischen Grenzen jedoch nicht gegeben, sind 

Auslandsbürger im Gegensatz zum klassischen Republikanismus politisch einzubeziehen. 

Andererseits schliessen die Ethnonationalisten genauso wie die Republikaner jegliche ausländischen 

Wohnbürger, die nicht zur Nation gezählt werden, von der politischen Partizipation aus. In den Augen 

der Ethnonationalisten müssen sich inländische Fremde erst assimilieren (daher nicht nur sich 

integrieren, sondern sich angleichen), um sich einbürgern zu können.235 Denn eigentlich herrscht das 

Prinzip des ius sanguinis (Recht des Blutes), welches die Abstammung von zur Nation zugehörigen 

Staatsbürgern als Kriterium für die politische Inklusion voraussetzt.236 

Im Nationalstaat Schweiz kommt vornehmlich die Idee des ethnischen Nationalismus zum Tragen, 

jedoch in leicht abgeänderter Form. Die Schweiz versteht sich als Willensnation, da sich die 

Staatsbürger nicht allesamt auf eine gemeinsame Vergangenheit, Religion oder Sprache berufen 

können. Dies nennt sich folglich multiethnischer Nationalismus.237 Nichtsdestotrotz verspüren viele 

Schweizer eine starke Zugehörigkeit zu ihrer (Willens-)Nation (multiethnische Identität) und 

bekennen sich zur Bürgerdemokratie. Sandra Wyss, Journalistin bei der Zeitung der Bund, fordert, 

dass Ausländer für das Stimmrecht eine staatsbürgerliche Bindung eingehen (daher sich einbürgern 

lassen) sollen, um ein Bekenntnis zu den Schweizer Werten abzulegen und zu zeigen, dass sie sich mit 

dem Land verbunden fühlen. Erst wenn man mitgestalten kann, könne man das Land als Heimat 

bezeichnen und anders herum sollen Schweizer Einwohner erst mitbestimmen dürfen, wenn sie die 

Schweiz als ihre Heimat bezeichnen.238 Des Weiteren argumentieren Vertreter der 

Bürgerdemokratie, das Stimmrecht setze Sprachkenntnisse und Integration in die Gesellschaft voraus 

und definiere, wer sich als Vollmitglied in der Gesellschaft aktiv beteiligen kann, weshalb der Weg 
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zum Stimmrecht nur über die Einbürgerung führe.239 Hans-Peter Amrein plädiert dafür, gerade im 

schweizerischen staatstragenden Milizsystem das Gleichgewicht zwischen Bürgerrechten und 

Bürgerpflichten zu erhalten.240 Wer mitbestimmen wolle, müsse auch einen Einsatz in der Feuerwehr, 

im Wahlbüro und in der Armee leisten.241 Gegner des Ausländerstimmrechts fordern allgemein 

Verbindlichkeit, Loyalität und Identifikation zur Schweiz (so erlauben weder die klassisch 

republikanische noch die ethnonationalistische Ansicht eine Doppelbürgerschaft242), um in der 

Schweiz mitzubestimmen, was nur auf dem Weg der Einbürgerung erfolgen könne, zumal die 

Doppelstaatsbürgerschaft vielen offen stehe. Die Verfechter der Bürgerdemokratie verkennen dabei, 

dass die Einbürgerung in ihrem Modell den Ausnahmefall darstellt.243 

Die Befürworter eines Ausländerstimmrechts bemängeln die geringen Anpassungsmöglichkeiten der 

Bürgerdemokratie an neue gesellschaftliche Realitäten. Die Idee der Definition des Staatsvolkes 

durch die Nation stammt aus der Zeit der aufkommenden Nationalstaaten des 19. Jahrhunderts. 

Lange Zeit waren Nation und Wohnbevölkerung noch fast deckungsgleich. Durch die Einwanderung 

der Nachkriegszeit aber ist die Inkongruenz der Wahl- und Wohnbevölkerung deutlich gewachsen.244 

Dadurch, dass mehrere ethnische Gruppen auf dem Schweizer Territorium leben, seien die zwei 

grundlegenden demokratischen Prinzipien der Selbstunterwerfung und dasjenige der Betroffenheit 

verletzt, argumentieren die Befürworter des Ausländerstimmrechts.245 Obwohl die Bürgerdemokratie 

den Ausschluss von Ausländern nicht anstrebe, gefährde die aktuelle Exklusivität der 

Bürgerdemokratie die Demokratie im Kern. Mit jeder ausgeschlossenen Person verliere die 

Demokratie an Legitimität, sind die Befürworter des Weiteren der Auffassung. Dieses 

Demokratiedefizit könne durch eine Vereinfachung der Einbürgerung oder durch das 

Ausländerstimmrecht überwunden werden.246 Aus  der Sicht eines Ethnonationalisten liegt jedoch 

kein Demokratiedefizit vor, da er die politische Gemeinschaft nicht als identisch mit der 

Wohnbevölkerung auffasst, sonder als eine Gruppe gemeinsamer Abstammung, die über mehrere 

Staaten verteilt sein kann. Damit rechtfertigt er auch die Vergabe des Stimmrechts an 

Auslandschweizer (wie es in der Schweiz der Fall ist).247 

7.2 Demokratiemodelle der Befürworter 

Angesichts dreier Entwicklungen hat das Demokratieverständnis der Befürworter eines 

Ausländerstimmrechts an Bedeutung gewonnen: Erstens sind die gewachsenen Ansprüche an die 

demokratische Qualität und an die „Möglichkeit der individuellen Entfaltung“ gemeint.248 Zweitens 

wird die gewachsene Mobilität der Gesellschaft249 und die Tendenz zur Dauerniederlassung der 
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ausländischen Bevölkerung angesprochen250 verbunden mit einer abnehmenden Bedeutung 

nationalstaatlicher Bindung251 (gemäss der Basler Justizdirektorin Schär verringere sich der Wunsch 

nach Einbürgerung in einer mobilen Gesellschaft252). Dies spiegelt sich wider im wachsenden 

Ausländeranteil in der Schweiz. Drittens wird in der Schweiz die Einbürgerungspolitik sehr restriktiv 

gehandhabt und wahrscheinlich in naher Zukunft eher verschärft als erleichtert253. Der Weg zum 

Stimmrecht wird durch hohe Anforderungen und zunehmende Mobilität erschwert und der Erwerb 

des Stimmrechts bleibt auf diese Weise vielen verwehrt, was die Forderungen nach alternativen 

Wegen zur Mitsprache bestärkt.254 Da Demokratie kein einmal erreichter Zustand sei und immer 

wieder von neuem Auseinandersetzung und Prüfung der Aktualität verlange255, versuchen 

Befürworter mit neueren Demokratiemodellen eine Antwort auf die moderne Situation zu finden 

und so dieser gerecht zu werden. Sie greifen dabei vor allem auf das demokratische Prinzip der 

Betroffenheit zurück und definieren den demos rein politisch. 

Die Betroffenendemokratie richtet sich nach dem Grundsatz „quod omnes tangit ab omnibus 

approbateur“256 (Was alle betrifft, bedarf der Zustimmung aller). In einer liberalen Vorstellung von 

Zugehörigkeit wird das politische Gemeinwesen als Gemeinschaft von den gleichen Gesetzen 

unterworfenen Individuen betrachtet. Allen derselben politischen Autorität unterworfenen 

Wohnbürgern, die sich für längere Zeit im Staatsgebiet aufhalten, wird das gleiche Recht auf 

politische Mitsprache eingeräumt (und somit das Stimmrecht vom Bürgerrecht entkoppelt). Dieses 

soll entweder auf dem Wege der automatischen Einbürgerung nach einer gewissen Aufenthaltsdauer 

oder durch das Stimmrecht für Ausländer garantiert werden.257 Durch die annähernde Identität von 

Herrschern und Beherrschten kommt die Betroffenendemokratie dem Demokratieideal der 

Selbstunterwerfung um einiges näher als die Bürgerdemokratie.258 Die Betroffenen eines Projektes 

nehmen Einfluss auf dessen Organisation, damit es auf die Bedürfnisse der betroffenen Bevölkerung 

abgestimmt sein kann.259 Die Vorteile einer Betroffenendemokratie werden besonders bei 

Abstimmungen zu Sachfragen offenkundig, die vielfach konkrete Auswirkungen auf gewisse Kreise 

der Bevölkerung haben.260 Die Umsetzung dieser Demokratieform stellt die Beteiligten jedoch vor 

grosse Schwierigkeiten, weil sie eine dynamische Anwendung erfordert. Der Grundsatz fordert, die 

Wahlberechtigung auf die jeweiligen Entscheide anzupassen und im gegebenen Fall sogar auf die 

betroffenen Ausländer im Ausland auszudehnen.261 Objektive Kriterien zur Bestimmung der 

Betroffenheit oder der Nicht-Betroffenheit und der Reichweite einzelner Abstimmungen sind in der 
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Regel schwierig festzulegen.262 „Zwischen Betroffensein und Nichtbetroffensein kann keine scharfe 

und klare Linie gezogen werden“.263 Das Modell der Betroffenendemokratie ist nicht imstande, die 

territorialen und personalen Grenzen des Hoheitsgebiets abschliessend zu bestimmen, was die 

Beteiligten vor ganz neue Probleme stellt. Im Gegensatz zur Bürgerdemokratie kennt die 

Betroffenendemokratie kein klares Kriterium für politische Rechte wie die Staatsbürgerschaft, 

weshalb der demos nicht genau definiert werden kann.264 

Bei der Territorialdemokratie handelt es sich um eine Ausgestaltungsform der 

Betroffenendemokratie, welche die angesprochene Problematik durch territoriale Abgrenzung 

umgeht. Zu den Betroffenen wird gezählt, wer sich für längere Zeit im entsprechenden Staatsgebiet 

aufhält (territoriale Inklusion).265 Die Zugehörigkeit zum Staatsverband wird über das 

Territorialprinzip geregelt. Der Wohnsitz im Staatsgebiet ist das wesentliche Kriterium für die 

Gewährung des Stimmrechts. Es gilt der Leitsatz des ius soli: Staatsbürger wird, wer innerhalb des 

Hoheitsgebiets geboren wurde. Im Gegensatz zur Bürgerdemokratie stehen Verfechter der 

Territorialdemokratie für die Abhängigkeit der Staatsgewalt vom Staatsgebiet und nicht etwa vom 

ethnisch definierten Staatsvolk  ein.266 In der Theorie erscheint die Territorialdemokratie zwar als 

zweitbeste Lösung nach der Betroffenendemokratie, hat ihr gegenüber jedoch den unverkennbaren 

Vorteil, dass die Territorialdemokratie tatsächlich in der Praxis realisierbar ist. Denn durch eine 

Einführung des Ausländerstimmrechts und eine Ausserkraftsetzung des Stimmrechts für 

Auslandbürger ist das Prinzip der Territorialdemokratie befriedigt.267 Ein Beispiel für 

territorialdemokratische Prinzipien ist die EU, die mit der Unionsbürgerschaft das Stimmrecht nach 

Wohnsitz eingeführt hat.268 Für die Gewährung des Ausländerstimmrechts ist grundsätzlich ein 

Minimum an Verbundenheit zwischen Ausländern und Staatswesen gefordert, weshalb eine 

mehrjährige Mindestaufenthaltsdauer vorausgesetzt wird.269 

Beide diese liberalen Prinzipien der demokratischen Inklusion fordern entweder ein 

Ausländerstimmrecht oder ein vereinfachtes Einbürgerungsverfahren. Da die Hürden für die 

Einbürgerung aus der Perspektive eines Vertreters der Betroffenendemokratie in der Schweiz sehr 

hoch sind, fordern sie abgestufte Partizipationsmöglichkeiten.270 Sie gehen davon aus, dass die 

traditionelle Bindung des Stimmrechts an das Wahlrecht inzwischen obsolet ist und den Ansprüchen 

einer guten Demokratie nicht mehr genügen kann.271 In den Augen eines Territorialdemokraten ist 

eine emotionale Bindung oder Identifikation mit dem jeweiligen Staatswesen keine Bedingung für die 

Ausübung der politischen Rechte. Ein Ausländer könne auch ohne den entsprechenden Pass 
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aufgrund eines langjährigen Aufenthalts eine Verbundenheit zum Niederlassungsstaat annehmen.272 

Aus der Sicht einer Betroffenendemokratie misst sich die Qualität einer Demokratie an dem Mass der 

Inklusion und Repräsentation aller verschiedenen relevanten Interessen.273 Eine 

Territorialdemokratie erlaube ausserdem, durch den Einbezug aller Betroffenen von anderen 

Lösungsansätzen und Ansichten der Ausländer im politischen Willensbildungsprozess zu 

profitieren.274 Die Betroffenendemokratie beruht im Gegensatz zur Bürgerdemokratie auf dem 

Gedanken, dass die politische Gemeinschaft nicht natürlich und von vornherein gegeben ist, sondern 

stets an die aktuelle Situation angepasst werden sollte.275 So können die Formen der 

Betroffenendemokratie der modernen Situation der Personenfreizügigkeit aus demokratischer Sicht 

Rechnung tragen. Sich frei bewegende Personen können nach einer bestimmten Verzögerung überall 

politische Rechte geniessen.276 Eine von den Gegnern viel befürchtete Entwertung der oder 

Konkurrenz zur Staatsbürgerschaft277 durch das Ausländerstimmrecht können Territorialdemokraten 

nicht feststellen. Die Einbürgerung als wichtigster Integrationsschritt bilde weiterhin den Abschluss 

der Integration, der Erhalt des Stimmrechts sei vielmehr ein Meilenstein im Integrationsprozess, so 

Angelo Barrile von der SP Zürich.278 Es bestünden weiterhin Anreize zur Einbürgerung und das 

Ausländerstimmrecht führe zu einer Auf- und nicht Abwertung der Staatsbürgerschaft, da sich 

Ausländer nicht mehr aus reinen Zweckmässigkeitserwägungen (für die soziale und rechtliche 

Gleichstellung) einbürgern liessen, sondern würden im Gegenteil aus reiner Freiwilligkeit ihre 

emotionale Verbindung zum Staat und seiner Gesellschaft unter Beweis stellen, so die Befürworter 

eines Ausländerstimmrechts.279  

Befürworter argumentieren auch auf Basis demokratiepolitischer Gerechtigkeit. Ein Bericht des 

Bundesrates hält fest, dass Ausländer einen „substanziellen Beitrag an das wirtschaftliche Wachstum 

und an den Wohlstand“ beitragen. 2010 sei jede vierte Arbeitsstunde in der Schweiz von einer 

ausländischen Person verrichtet worden und auch in Zukunft sei man auf ausländische Arbeitskräfte 

angewiesen.280 Sie schreiben ihnen ganz konkret verschiedenste Verdienste zu: Sie übernehmen 

Verantwortung in Vereinen, arbeiten in Spitälern, bauen und reinigen Strassen,281 sind innovativ,282 

forschen, pflegen die Alten283 und zahlen überdies einen wesentlichen Beitrag in AHV, IV, ALV, EO284 

ein. Gemäss Economiesuisse zahlten Ausländer aus EU- und EFTA-Staaten 2009 sogar deutlich mehr 

in die Sozialwerke ein, als sie an Leistungen bezogen, und trugen so gewichtig zur Sozialsicherheit 

bei.285 Ausserdem erwirtschafteten sie ein Viertel des schweizerischen Sozialprodukts (sie machten 

                                                           
272

 http://www.nzz.ch/zuerich/das-auslaenderstimmrecht-scheidet-die-geister-1.18142200  
273

 Merkel, 2013, Hrsg. Kriesi/Müller, S.126 
274

 http://www.demokratie-initiativen.ch/auslaenderstimmrecht-2/  
275

 http://perso.nnx.com/marion/these87.htm  
276

 http://www.foraus.ch/#!/blog/c!/content-3054-Brchiger-Gesellschaftsvertrag-ohne-Auslnder-stimmrecht-
Her-mit-der-Freizgigkeitsrichtlinie  
277

 So z.Bsp. der CDU-Sprecher im Abgeordnetenhaus: 
http://www.welt.de/print/die_welt/debatte/article131004614/Staatsbuerger-werden.html  
278

 http://www.limmattalerzeitung.ch/limmattal/zuerich/kampagne-macht-demokratie-zum-schweizer-
exportartikel-126973864  
279

 http://www.academia.edu/3237751/Defizit%C3%A4re_Demokratie_Staatsb%C3%BCrgerschaft-
_und_Wahlrecht_im_Einwanderungsland_%C3%96sterreich, S.4 
280

 https://www.sem.admin.ch/content/dam/data/sem/integration/berichte/ber-br-integrpolitik-d.pdf, S.13 
281

 http://www.derbund.ch/bern/Auslaender-sollen-mitreden-duerfen/story/24835055  
282

 http://www.ekm.admin.ch/content/dam/data/ekm/projekte/Brochure_d.pdf, S.7 
283

 http://www.sp-aarau.ch/  
284

 Zu finden auf: http://www.bsv.admin.ch/kmu/ratgeber/index.html?lang=de  
285

 http://www.economiesuisse.ch/sites/default/files/downloads/Zuwanderung_Infoblatt_4.pdf, S.2 

http://www.nzz.ch/zuerich/das-auslaenderstimmrecht-scheidet-die-geister-1.18142200
http://www.demokratie-initiativen.ch/auslaenderstimmrecht-2/
http://perso.nnx.com/marion/these87.htm
http://www.foraus.ch/#!/blog/c!/content-3054-Brchiger-Gesellschaftsvertrag-ohne-Auslnder-stimmrecht-Her-mit-der-Freizgigkeitsrichtlinie
http://www.foraus.ch/#!/blog/c!/content-3054-Brchiger-Gesellschaftsvertrag-ohne-Auslnder-stimmrecht-Her-mit-der-Freizgigkeitsrichtlinie
http://www.welt.de/print/die_welt/debatte/article131004614/Staatsbuerger-werden.html
http://www.limmattalerzeitung.ch/limmattal/zuerich/kampagne-macht-demokratie-zum-schweizer-exportartikel-126973864
http://www.limmattalerzeitung.ch/limmattal/zuerich/kampagne-macht-demokratie-zum-schweizer-exportartikel-126973864
http://www.academia.edu/3237751/Defizit%C3%A4re_Demokratie_Staatsb%C3%BCrgerschaft-_und_Wahlrecht_im_Einwanderungsland_%C3%96sterreich
http://www.academia.edu/3237751/Defizit%C3%A4re_Demokratie_Staatsb%C3%BCrgerschaft-_und_Wahlrecht_im_Einwanderungsland_%C3%96sterreich
https://www.sem.admin.ch/content/dam/data/sem/integration/berichte/ber-br-integrpolitik-d.pdf
http://www.derbund.ch/bern/Auslaender-sollen-mitreden-duerfen/story/24835055
http://www.ekm.admin.ch/content/dam/data/ekm/projekte/Brochure_d.pdf
http://www.sp-aarau.ch/
http://www.bsv.admin.ch/kmu/ratgeber/index.html?lang=de
http://www.economiesuisse.ch/sites/default/files/downloads/Zuwanderung_Infoblatt_4.pdf


37 
 

2014 ein Viertel der Erwerbstätigen aus)286, sprich sie begründen einen Viertel des schweizerischen 

Reichtums. 2000 waren dies noch 20 Prozent des gesamten Sozialprodukts, welches Ausländer 

erwirtschafteten.287  

Befürworter sehen keinen Unterschied zwischen lang ansässigen Ausländern und Schweizern288, 

denn ausser der Wehrpflicht haben Ausländer die gleichen Pflichten wie Schweizer: Sie haben nach 

Treu und Glauben zu handeln (guter Leumund), die Rechtsordnung einzuhalten, ihre Kinder in die 

Schule zu schicken und unterliegen nicht zuletzt genauso wie Schweizer der Steuerpflicht.289 Wer 

Rechte hat, muss auch Pflichten übernehmen.290 Andererseits sollten in den Augen der Befürworter 

auch für Ausländer mit der Erfüllung der Pflichten Mitspracherechte einhergehen.291 Die 

Staatsangehörigkeit sollte für Menschen mit gleichen Rechten und Pflichten kein Ausschlusskriterium 

sein.292 Dies bedeute gemäss Rolf Steiner die Anerkennung ihrer Leistungen und sei ein Gebot der 

Fairness. Aus der Sicht des EKMs ist es naheliegend, die Ausländer als gleichberechtigte und 

geschätzte gesellschaftliche Mitglieder anzuerkennen.293 So sollten Ausländer, die regelmässig 

Steuern entrichten, mitentscheiden können, wie das erwirtschaftete Geld eingesetzt wird.294 Schon 

im amerikanischen Unabhängigkeitskrieg hiess das Motto: „No taxation without representation.“ 295 

Ausländer sollen bei föderalen Themen wie Bildung, Polizei, Infrastruktur296 oder Ortsplanung297 

mitentscheiden können, da sie diese genauso direkt betreffen wie Schweizer Bürger. Es sei auch 

gerade in der Schweiz ein Gebot der direkten Demokratie, dass Ausländer beispielsweise bei der 

Verwendung ihrer Steuern direkt Einfluss nehmen können sollen.298 Somit vollziehen Befürworter 

eines Ausländerstimmrechts einen Perspektivenwechsel: Wer Steuern zahlt, solle mitbestimmen, 

ungeachtet der Staatsbürgerschaft.299 Gegner des Ausländerstimmrechts erwidern das Argument der 

nötigen Kongruenz von Pflichten und Rechten damit, dass es nicht folgerichtig sei, das Recht auf 

Mitbestimmung von der Pflicht, Steuern zu zahlen, abzuleiten, da die Steuerpflicht eine 

Gegenleistung für die Benutzung der staatlichen Infrastruktur darstelle.300 
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7.3 Vereinbarkeit von Staatsbürgerschaft und Ausländerstimmrecht auf 

Gemeindeebene 

Die Ausübung der politischen Rechte der Schweizer Stimmberechtigten wird an den Wohnort 
geknüpft. Artikel 39 Absatz 2 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft301 lautet 
wie folgt:  

 
Art. 39 Ausübung der politischen Rechte 
2 Die politischen Rechte werden am Wohnsitz ausgeübt. Bund und Kantone können 
Ausnahmen vorsehen. 
 

Insbesondere für das kommunale und kantonale Stimmrecht wird dementsprechend das Prinzip der 

territorialen Inklusion angewandt. Der Heimatort, wo der Schweizer das Gemeindebürgerrecht 

besitzt, ist daher für die Ausübung politischer Rechte nicht von Bedeutung. Es erscheint auch als das 

einzig angemessene Kriterium für lokale Mitbestimmung, wenn dem demokratischen Prinzip der 

Selbstunterwerfung Rechnung getragen werden soll. Dies bekräftigt die Position der Befürworter des 

kommunalen Ausländerstimmrechts, dass sich zumindest auf Gemeindeebene das Stimmrecht nach 

dem Wohnsitz und nicht der Nationalität, der Staatsbürgerschaft, richten sollte.  

Des Weiteren sind Befürworter der Meinung, die Integration müsse im Umfeld anfangen und daher 

sei Mitsprache der ausländischen Bevölkerung auf Gemeindeebene besonders sinnvoll.302 Der 

Bundesrat berichtete Mitte der 90er-Jahre, die politische Integration nehme ihren Anfang im 

unmittelbaren Umfeld und nicht auf eidgenössischer Ebene.303 Kommunale Politik betreffe darüber 

hinaus oftmals Infrastrukturentscheide, bei der die Ansichten der Ausländer sehr wichtig seien, weil 

Schweizer wie Ausländer gleichermassen von diesen betroffen sind, so der Politikblogger Andreas 

Kyriacou.304 Insbesondere in kleinen Gemeinden ist politische Teilhabe einfach, da man sich 

persönlich kennt305, was eine schnelle Integration in lokale Politik erlaubt. 

Ausserdem sind von Gegnern befürchtete Loyalitätskonflikte der Ausländer zwischen Heimatland und 

aufnehmender Nation in politischen Entscheiden auf Gemeindeebene kaum vorstellbar.306 Auch kann 

für ein kommunales Ausländerstimmrecht nicht argumentiert werden, die Ausländer müssten keinen 

Militär- oder Ersatzdienst leisten und erfüllten daher nicht die gleichen Pflichten wie die Schweizer, 

da die Wehrpflicht eine Pflicht für den Bund darstellt und Ausländer kantonale und kommunale 

Pflichten wie die Steuerpflicht erfüllen. Aus Sicht der Befürworter sorgt das Ausländerstimmrecht 

erst dafür, dass Rechte und Pflichten zusammenfallen.307 

Gegner des Ausländerstimmrechts auf Gemeindeebene sehen zudem ein Problem darin, die Einheit 

der politischen Rechte aufzubrechen, da es nur kommunal und nicht auf allen Ebenen gelte. 

Staatsrechtler Tomas Poledna zufolge ist der Begriff der „Einheit aller politischen Rechte“ jedoch ein 
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„politisches Konstrukt“ und sei juristisch gesehen inexistent. Das etappenweise eingeführte 

Frauenstimmrecht bekräftigt diese Ansicht.308 
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8 Ausländerstimmrecht und Integration 

Nach der Auseinandersetzung mit der Demokratie ist die Diskussion, ob ein Ausländerstimmrecht 

integrationsfördernd und in welcher Phase der Integration einzusetzen sei, die zweitwichtigste. 

Hierbei steht die politische Integration im Vordergrund, die durch ihren Bestandteil der Einbürgerung 

eng mit der Thematik der verschiedenen Demokratiemodelle verflochten ist. 

Um die Frage nach dem Zweck Ausländerstimmrechts im Integrationsprozess zu beantworten, muss 

als erstes vergegenwärtigt werden, was Integration bedeutet. 

Grundsätzlich besteht Integration aus zwei Dimensionen: „Eingliedern in ein bestehendes Ganzes, 

Zusammenfügung zu einem neuen Ganzen“309 Der Begriff Integration stammt aus dem Griechischen 

und bedeutet soviel wie Vervollständigung oder Eingliederung.310 Im Bundesgesetz über die 

Ausländer wird in Art. 4 Abs. 3 festgehalten, dass der auf Gegenseitigkeit beruhende gesellschaftliche 

Prozess einerseits den Willen der Ausländer und andererseits die Offenheit der schweizerischen 

Bevölkerung voraussetze.311 Bassam Tibi, Professor für internationale Beziehungen an der Universität 

Göttingen, schreibt, Ausländer müssten sowohl von sich aus die Identität der Aufnahmeländer 

kulturell akzeptieren als auch als vollwertige Bürger mit allen Rechten ins Gemeinwesen 

eingegliedert werden. Integration dürfe daher nicht mit Assimilation gleichgesetzt werden, daher 

keine vollständige Anpassung bedeuten.312 Auf politischer Ebene gibt es die ethnonationalistische 

Tendenz, Integration und Assimilation gleichzusetzen, wenn von den Ausländern verlangt wird, sich 

zur Schweiz zu bekennen und gleichzeitig aber keine angemessenen Rahmenbedingungen für die 

Einbürgerung geschaffen werden. Die Staatsbürger des Aufnahmelandes können nicht von den 

Ausländern ausschliesslich fordern: „Wer mitreden will, der muss dazugehören.“313 oder „Integration 

bedeutet für mich, Engagement und Wille sich in der Schweiz einzuleben, unsere Kultur und 

Gepflogenheiten zu verstehen, anzunehmen und zu leben.“314 oder „Der (noch) Außenstehende muss 

in die Vorleistung gehen. Nicht die Gesellschaft.“315 Dies widerspiegelt keine Haltung der Offenheit, 

vielmehr eine der einseitigen Forderung nach Eingliederung. Das Modell der Bürgerdemokratie, 

welche politische Rechte Fremden nur im Ausnahmefall gewährt, fordert ein hohes Mass an 

Assimilation von den Ausländern und ist seinerseits nicht bereit, gross auf die Ausländer zuzugehen. 

Integrationsexperten sind sich jedoch einig, dass die erfolgreiche Integration neben der geforderten 

Integrationsbereitschaft der Migranten nach stimmigen Rahmenbedingungen und 

Partizipationsmöglichkeiten und somit nach Anstrengungen auf beiden Seiten verlangt.316 

Andererseits dürfe laut Bassam Tibi der Multikulturalismus (kulturelle Vielfalt) genauso wenig 

gebilligt werden. Es dürfe keine Wertebeliebigkeit entstehen, welche eine Parallelgesellschaft 

erlaube. 9/11 ist das Mahnmal dafür, keine Parallelgesellschaften der Einwanderer zu erlauben. 

Beide Sichtweisen, die der Ethnonationalisten und jene der Multikulturalisten, verkennen die 

Flexibilität der Identität. Die kulturelle Identität des Aufnahmelandes als auch der aufzunehmenden 

Gesellschaft ist wandelbar. Tibi versteht Identität als einen ständigen „Prozess der Verhandlung von 

                                                           
309

 Keil, 2006, S.50 
310

 Fassmann, 2006, Hrsg. Oberlechner, S.226 
311

 https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20020232/index.html#a4  
312

 Tibi, 2006, Hrsg. Oberlechner, S.169-171 
313

 http://www.dailytalk.ch/nein-zum-auslaenderstimm-und-wahlrecht-im-kanton-zuerich/  
314

 http://www.svp-ittigen.ch/grossratswahlen/fragenanrobertschindler/index.html  
315

 http://www.aargauerzeitung.ch/kommentare-aargau/kommentar-aargau/gut-bezieht-baden-position-in-
dieser-frage-129140857  
316

 http://www.fes.de/wiso/pdf/integration/2008/160208/beitrag_bauer.pdf, S.11-12 

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20020232/index.html#a4
http://www.dailytalk.ch/nein-zum-auslaenderstimm-und-wahlrecht-im-kanton-zuerich/
http://www.svp-ittigen.ch/grossratswahlen/fragenanrobertschindler/index.html
http://www.aargauerzeitung.ch/kommentare-aargau/kommentar-aargau/gut-bezieht-baden-position-in-dieser-frage-129140857
http://www.aargauerzeitung.ch/kommentare-aargau/kommentar-aargau/gut-bezieht-baden-position-in-dieser-frage-129140857
http://www.fes.de/wiso/pdf/integration/2008/160208/beitrag_bauer.pdf


41 
 

Unterschieden.“ Da kulturelle Identität sich wandeln könne, sollte, gemäss Tibi, multiple Identität, 

das heisst die vereinigte Identität des Herkunftslandes und des Niederlassungslandes 

beziehungsweise jene der Ausländer und der Schweizer, angestrebt werden. Diese erlaube 

Integration und ein „vielfältiges Miteinander, anstatt eines multikulturellen Nebeneinanders“.317 

Grundsätzlich wird festgestellt, dass Integration nur gelingt, „wenn sich alle bewegen“, wie es der 

Gemeindepräsident von Wald Jakob Egli nennt318, dass Integration der Gesellschaft des 

Aufnahmelandes ein hohes Mass an Toleranz abverlangt und dass unter anderem der rechtliche 

Rahmen ausschlaggebend ist für eine gelungene Integration. 

Es liegt im Interesse des Staates, die beträchtliche Anzahl Ausländer zu integrieren, um Spannungen 

zwischen Schweizern und Ausländern zu verhindern.319 Der Bund strebt eine chancengleiche 

kulturelle, soziale und  wirtschaftliche Beteiligung der Ausländer an der Schweizer Gesellschaft an.320 

Die rechtliche Gleichstellung von niedergelassenen Ausländern ist heute weitgehend gewährleistet, 

nur politisch wird nach wie vor stark zwischen ihnen unterschieden. Es stellt sich die Frage, ob die 

politische Integration zu Gunsten der allgemeinen Integration in die Gesellschaft schon vor der 

Einbürgerung erfolgen soll und wieso der politischen Integration eine Sonderstellung zukommt. 

Die politische Integration nimmt eine besondere Stellung ein, da gerade die direkte Demokratie 

prägend für die Schweizer Identität ist321 und es vor allem Deutschschweizern schwer fällt, ihr 

privilegiertes Stimmrecht zu teilen, weil so das Privileg aus ihrer Sicht an Wert verliert322. In einer 

Demokratie ist jedes Mitglied erst dann  gänzlich anerkannt, wenn es über politische Rechte 

verfügt.323 Die Integration der Ausländer in die politische Willensbildung durch das Stimmrecht ist der 

grösste Einbezug, der dem Staat offensteht.324 Aufgrund dieser besonderen Wichtigkeit des 

Stimmrechts bedeutet die Einführung einer frühzeitigen politischen Integration einen besonders 

grossen Schritt im Vergleich zur sozialen und wirtschaftlichen Integration. 

Zur Frage, ob das Ausländerstimmrecht zur Integrationsförderung von der Einbürgerung abgekoppelt 

werden soll, gibt es Migrationsexperte Gianno D’Amato zufolge zwei vorherrschende Sichtweisen. In 

der Westschweiz gilt Partizipation als Voraussetzung für die gesellschaftliche Integration, während in 

der Deutschschweiz die Idee überwiegt, dass politische Mitsprache die Belohnung und Folge eines 

langen Integrationsprozesses sei.325 Die Gegner des Ausländerstimmrechts sind der Meinung, das 

Stimmrecht sei ein Recht, welches durch die Gegenleistung der Äusserung des Willens der 

Zugehörigkeit zur Schweiz (daher durch die Einbürgerung) erworben werden müsse und dürfe nicht 

leichtfertigt als Integrationsmittel eingesetzt werden.326 Dass das Ausländerstimmrecht eine 

integrationsfördernde Wirkung hat, bestreiten die wenigsten, nur behindert die Bürgerdemokratie 
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die Integration insofern, als dass betroffene Ausländer als nicht in Betracht gezogene Einwohner 

„abgestempelt“ werden.327 Ein Ausländer mit Stimmrecht jedoch fühlt sich ernst genommen, da er 

seine Ängste, Bedenken und Vorschläge für die Politik vorbringen kann.328 Vor allem die 

Anerkennung seiner Leistung und die Zuerkennung als mündiger Bürger wirken stark integrativ.329 

Der Ausländer fühlt sich angemessen vertreten330, da er selbst Einfluss auf die Wahlen nehmen kann, 

kann sein Vertrauen gewissen politischen Parteien aussprechen331 und wird auch jene Entscheide 

mittragen, die der Ausländer nicht befürwortet hat332. Der Gewährung des Stimmrechts hat 

ausserdem nur schon wegen seines Symbolcharakters eine positive Wirkung auf die Integration, da 

das Stimmrecht definiert, wer als Vollmitglied in einer Gesellschaft aktiv mitbestimmen kann.333 Die 

privilegierten Mitglieder eines stimmberechtigten Kollektivs (in der Bürgerdemokratie) vermitteln ein 

starkes Wir-Gefühl, da dieses eine starke Abgrenzung nach aussen, zum Ihr, fordert.334 Dieser starken 

Abgrenzung abzuschwören, führt zweifelsohne zu erleichterter Integration. Der Bundesrat berichtete 

1975 in einer Botschaft, Auslandsschweizer fühlten sich ohne Stimmrecht wie Bürger zweiter 

Klasse.335 Dies trifft freilich auch für Ausländer bis zur Einbürgerung zu. Mit dem 

Ausländerstimmrecht nähert sich (zumindest teilweise) der politische Status der langjährig 

niedergelassenen Ausländer dem der Schweizer an.336 Ein weiterer sich positiv auf die Integration 

auswirkender Aspekt ist, dass mit dem Recht, abzustimmen, die „Pflicht“ einhergeht, Verantwortung 

zu übernehmen.337 Ausländer müssen sich mit dem demokratischen System vertraut machen.338 Wer 

in eine Entscheidung einbezogen wird, setzt sich mit dem Thema auseinander und nimmt eine 

Haltung gegenüber der politischen Fragestellung ein. Der Unterschied zu Konsultativorganen besteht 

dabei darin, dass Ausländer durch das Stimmrecht direkt aufgefordert werden, sich zu den 

politischen Fragen zu äussern. Zuschauer werden zu aktiv Beteiligten.339  

Studien aus Frankreich und Grossbritannien bestätigen laut Werner Bauer die oben angeführten 

Gedankengänge. In den Studien wird aufgezeigt, dass sich der Interessenschwerpunkt der 

ausländischen Bevölkerung durch die Gewährung politischer Partizipationsmöglichkeiten für 

Ausländer mit der Zeit vom Herkunfts- zum Aufnahmeland verschiebe.340 

Zudem erhoffen sich Befürworter des Ausländerstimmrechts auch auf Seiten der 

Aufnahmegesellschaft positive Entwicklungen. Man kann es Integration beider Seiten nennen. 

Schweizer würden ohne ihr Privileg erkennen, dass Ausländer gar nicht so fremd sind, wie sie oftmals 

dargestellt würden341, und sich bewusst werden, dass der Unterschied zwischen Schweizern und 
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langjährig anwesenden Ausländern durch die Staatsbürgerschaft eigentlich konstruiert ist342. Ulrich 

Pfeifle, ehemalige Oberbürgermeister aus Ahlen in Deutschland, ist der Überzeugung, der Status der 

Ausländer würde sich in den Augen der einheimischen Bevölkerung deutlich verbessern.343 

Integration bedeutet gemäss Micheline Calmy-Rey, Bundesrätin von 2002 bis 2011, unter anderem, 

sich gegenseitig zu vertrauen.344 Ein Ausländerstimmrecht kann bei erfolgreicher Anwendung der 

Ausländer sicherlich zu einer Stärkung gegenseitigen Vertrauens führen. Laut Davide Loss von der SP, 

hätten die Schweizer die Chance, Ausländer als Personen wahrzunehmen, die die Schweiz prägen 

und mitgestalten, und somit angemessen zu würdigen.345 Ulrich Pfeifle geht des Weiteren davon aus, 

dass sich die Parteien stärker mit den Problemen der ausländischen Bevölkerung zu beschäftigen 

hätten (also deren Interessen in die bestehende politische Landschaft integrieren würden), um keine 

Wahlschlappe zu erleiden. Ganz besonders Gemeinderäte würden bei einem Ausländerstimmrecht 

auf kommunaler Ebene zur Verantwortung der gesamten Bevölkerung gezogen werden, müssten 

demgemäss alle Entscheide auch im Lichte der Auswirkungen auf die Ausländer betrachten.346 
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9 Ausgestaltung 

Der Grad an Inklusion ist je nach Ausgestaltungsform des Ausländerstimmrechts sehr verschieden.  

Als erstes stellt sich die Frage nach der für das Ausländerstimmrecht erforderlichen 

Aufenthaltsbewilligung oder Mindestaufenthaltsdauer. Generell sind sich Befürworter und Gegner 

des Ausländerstimmrechts einig, dass nur politisch mündige Ausländer in den Genuss des 

Stimmrechts kommen sollten. Das Stimmrechtsalter ist ein allgemeines Kriterium für die politische 

Mündigkeit. Genauso müsste für das Ausländerstimmrecht ein gewisser Grad an (vor allem 

sprachlicher) Integration gefordert werden, damit Ausländer nicht willkürlich abstimmen und 

wählen. Jene Kantone, die das Ausländerstimmrecht anwenden, stellen dabei vor allem auf die 

Aufenthaltsdauer oder Art der Aufenthaltsbewilligung ab, um einen Mindestgrad an Integration der 

Ausländer mit Stimmrecht zu gewährleisten.347 Die Niederlassungsbewilligung als Kriterium für die 

Gewährung politischer Rechte hat den Vorteil, dass gut integrierte Ausländer (namentlich solche, die 

über gute Kenntnisse einer Landessprache verfügen) und Ausländer aus der EU und Nordamerika 

diese schon nach fünf Jahren erhalten, während die restlichen Ausländer zehn Jahre auf diese warten 

müssen. Ausländer aus westlichen Kulturen integrieren sich verständlicherweise schneller und 

einfacher. Die Niederlassungsbewilligung wäre daher ein qualitatives Kriterium und kann 

willkürliches Wählen überforderter Ausländer verhindern.348 Zudem dürfen Ausländer mit einer 

Niederlassungsbewilligung unbegrenzt bleiben, wovon sie wahrscheinlich Gebrauch machen349, und 

haben daher ein Interesse an einer nachhaltigen politischen Entwicklung350. Die 

Niederlassungsbewilligung hat aber den Nachteil, dass sie bezüglich der benötigten Aufenthaltsdauer 

zwischen verschiedenen Staatsangehörigkeiten und Berufsgattungen (einige Berufe sind an eine 

schnellere Erteilung der Niederlassungsbewilligung gebunden) unterscheidet und politischen 

Veränderungen unterliegt.351 Betreffend des zweiten möglichen Kriteriums der Aufenthaltsdauer 

werden verschiedene Karenzfristen diskutiert; von drei bis zehn Jahren. Obwohl sich Ausländer 

theoretisch nach zwölf Jahren in der Schweiz einbürgern lassen können, ist eine Karenzfrist von zehn 

Jahren immer noch sinnvoll, da die Zahlen belegen, dass viele von der Einbürgerungsmöglichkeit 

nicht Gebrauch machen. Die Aufenthaltsdauer als Kriterium würde keine spezifischen 

Ausländergruppen bevorzugen.352  

Im Falle, dass das Ausländerstimmrecht nicht an die Niederlassungsbewilligung geknüpft wird, stellt 

sich die Frage, ob ein Sprachtest Voraussetzung für den Erwerb des Stimmrechts sein sollte. Denn 

wer an der Demokratie teilnehmen möchte, sollte sich in einer der Landessprachen verständlich 

machen und die Abstimmungsbüchlein verstehen können. Gemäss Art. 34 der Bundesverfassung 

schützt die Garantie der politischen Rechte schliesslich die unverfälschte Stimmabgabe und freie 

Willensbildung.353 Ein individueller Sprachtest kann zwar als diskriminierend empfunden werden354, 

stellt sich jedoch ein gutes Mittel zur Erfassung der politischen Mündigkeit. 
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Als nächstes stellt sich bei einer allfälligen Einführung des Ausländerstimmrechts die Frage, ob das 

aktive und/oder passive Wahlrecht und auch das Stimmrecht erteilt werden sollen. In einer 

repräsentativen Demokratie sollte das aktive Wahlrecht mit dem passiven einhergehen, da die 

politische Repräsentation in einer solchen besonders wichtig ist. Bei einem kommunalen 

Ausländerstimmrecht sollten jedoch einige Ämter mit staatlichen Aufgaben wie die des 

Bürgermeisters weiterhin Schweizern vorbehalten bleiben.355 Das Stimmrecht im eigentlichen Sinne 

sollte ebenfalls an das aktive Wahlrecht gebunden sein, denn wenn diese beiden voneinander 

getrennt würden, fühlten sich Ausländern wie Stimmberechtigte zweiter Klasse. Da 

Sachabstimmungen in der Schweiz jedoch beträchtliche Anforderungen an die Stimmberechtigten 

stellen, erscheint besonders für die gemeinsame Erteilung der Wahl- und Stimmrechte die Bedingung 

der Niederlassungsbewilligung sinnvoll.356  

Die Frage, ob ein fakultatives Ausländerstimmrecht sinnvoller ist als ein obligatorisches, sollte in der 

Schweiz zu Gunsten der fakultativen Variante beantwortet werden. Die schweizerische Politik strebt 

nach Subsidiarität. Auf Gemeindeebene sollten daher grundsätzlich subsidiäre Modelle wie das 

fakultative Ausländerstimmrecht eingeführt werden. Dieses gewährt den Gemeinden ein hohes Mass 

an politischer Autonomie, indem sie selbst die Kompetenz zur Ausweitung des Stimmrechts erhalten, 

und keiner Gemeinde würde etwas aufgezwungen, was ihre Stimmbürger nicht für gut halten, so 

Beat Bloch von der CSP Zürich.357 Ausserdem würde die wichtige Rolle der Gemeinde im 

demokratischen Prozess gestärkt. Andererseits können unübersichtliche Situationen entstehen. Die 

Möglichkeit zur politischen Partizipation für Ausländer würde von Gemeinde zu Gemeinde variieren. 

Föderalismus und Subsidiarität bedeuten jedoch auch, dass politische Fragen ungleich geregelt 

werden. Es gibt wenige Gründe, diese Kompetenz den Gemeinden nicht zu übergeben. Stefan Hunger 

(BDP) führt zwar an, dass die Einheit der politischen Rechte, die für die Vertreter der 

Bürgerdemokratie ein zentrales Element ist, aufgebrochen würde, da in den Gemeinden verschieden 

ausgeprägte Formen des Ausländerstimmrechts eingeführt werden können.358 Doch dem kann durch 

eine Einschränkung der Ausgestaltung des Ausländerstimmrechts Einhalt geboten werden (dies 

würde die Stärkung der Gemeindeautonomie allerdings verringern). Bei der Frage um ein fakultatives 

Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene geht es in erster Linie darum, ob den Stimmbürgern in 

den Gemeinden zugetraut wird, dieses Thema angemessen zu beantworten.  

Das Einführen des Ausländerstimmrechts müsste ausserdem an gewisse Anpassungen der politischen 

Freiheitsrechte für Ausländer auf Gemeindeebene geknüpft sein. Die politischen Freiheitsrechte sind 

Voraussetzung für die Ausübung des Stimmrechts. Die Versammlungsfreiheit der Ausländer dürfte 

beispielsweise nicht in grösserem Masse eingeschränkt werden (zum Beispiel durch ein Verbot der 

Parteiengründung) als jene der Schweizer. Dies wäre für die Gerechtigkeit im demokratischen 

Willensbildungsprozess äusserst fragwürdig.359  
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10 Interviews 

Mit dem Ziel, die Meinungen verschiedener politischer Vertreter zu erfassen und das Spektrum der 

Argumente auszuweiten, habe ich Politiker aus dem ganzen Parteienspektrum interviewt, 

beziehungsweise ihnen Fragebogen zukommen lassen. Unzureichende oder keine Antworten auf 

meinen Fragebogen erhielt ich von zwei Vertretern der FDP, beziehungsweise der JungFreisinnigen. 

Folgende Personen haben mir dankenswerter Weise Einblicke in ihre politische Haltung gewährt und 

werden mit ihren wichtigsten Aussagen vorgestellt: 

Isabel Garcia politisiert einerseits seit 2010 für die Grünliberalen im Zürcher Gemeinderat und ist 

andererseits Präsidentin des Vereins Second@s Plus Zürich. Sie setzt sich ein für 

Chancengerechtigkeit für alle Bewohner, Toleranz im Zusammenleben („Vielfalt statt Einfalt“ lautete 

ihr Nationalratswahlkampfmotto360) und eine „faire, transparente und […] für alle Menschen gleiche 

Einbürgerungspolitik“. Aufgrund ihrer spanisch-schweizerischen Doppelstaatsbürgerschaft hat sie 

sowohl politisch als auch persönlich einen Bezug zur Thematik Ausländerstimmrecht.  

 „… im Umfeld, wo man wohnt, dort gehören alle zum Schweizer Volk.“ 

 „… weil man erst nach 12 Jahren Wohnsitz in der Schweiz überhaupt Bürger werden kann, 

finde ich, haben wir […] gerade auf Gemeindeebene ein grosses Demokratiedefizit im Sinne, 

dass in der Stadt Zürich über 30% von den Leuten, die hier leben – und die meisten zahlen 

Steuern, und leisten ihren Beitrag –nicht mitreden können. Das scheint mir […] gerade auch 

in der direkten Demokratie […] ein grosses Problem.“ 

  „… ob jemand sich einbürgern lassen will oder nicht […] ist sehr individuell. Ich finde, das 

muss man jedem sehr persönlich überlassen. Und das heisst auch nicht, dass Leute, die sich 

nicht einbürgern, nicht doch sehr zu der Schweiz dazugehören […] das ist einfach eine 

Formalität, die nachher noch kommen kann oder nicht.“ 

 „Es kann sich positiv auf die Integration auswirken, weil sie dann einfach auch merken, dass 

sie gefragt sind und, dass sie sich auch ständig einbringen können.“ 

  „… nach fünf Jahren sollte es für jeden möglich sein, sich einbürgern zu lassen. […] die 

Mitbestimmung auf Gemeindeebene, muss ich ehrlich sagen, […] müsste eigentlich mit der 

Einreise passieren können. […] Also für jemanden, der sich permanent hier niederlässt, […] 

der eine B-Bewilligung […] hat, finde ich angemessen.“ 

 „Einen Sprachtest […] fände ich gut. […] Ich glaube, es ist in niemandem seinem Interesse, 

wenn jemand hier herkommt und keine Landessprache redet oder sich sofort darum 

bemüht, diese zu lernen.“ 

 „Was in der Deutschschweiz ein wenig verbreiteter ist, das ist der Gedanke der 

Gemeindeautonomie.“ (daher in BS, GR und AR fakultatives Ausländerstimmrecht) 

 Ähnliches Abstimmungsverhalten der Ausländer im Vergleich zu Schweizern sei „… nicht 

weiter erstaunlich. […] Die ausländische Bevölkerung ist sehr, sehr vielfältig und durchmischt: 

Es gibt solche, die lange hier sind, solche, die kurz hier sind, viele Nationalitäten und 

gesellschaftliche Hintergründe. Da ist es logisch, dass die genauso Präferenzen haben von 

rechts nach links und in der Mitte wie die anderen auch.“ 

 „Durch starke Migration […] hat man die Tendenz, […] sich ein wenig abzuschotten. Dann 

haben natürlich […] Themen wie mehr Mitsprache für Ausländer einen schweren Stand.“ 
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 „Der Punkt […], dass man Macht und Rechte abgibt, das fällt immer schwer. […] Es ist nicht 

selbstverständlich, dass man ein Privileg oder eine Möglichkeit, die man hat, dass man die 

mit anderen teilt.“ 

 

Rolf Steiner ist 65-jähriger SP-Kantonsrat (seit 2006361) aus Dietikon, wo er auch im 

Gemeindeparlament sitzt. Die Ausländer weisen in seiner Stadt Dietikon ihm zufolge einen 

Ausländeranteil von 40 Prozent auf und beziehen prozentual die meisten Sozialleistungen im Kanton. 

Rolf Steiner setzt sich für Solidarität und Gleichberechtigung der Geschlechter und der In- und 

Ausländer ein. Seiner Meinung nach spreche auch nichts gegen ein Ausländerstimmrecht auf 

Bundesebene.  

 „Demokratie […] ist […] dazu da, dass sich möglichst alle, die hier sind, zur Gemeinschaft 

zugehörig fühlen und sich nicht abkapseln…“ 

 „Es ist doch die Frage: hat das [die Staatsbürgerschaft] überhaupt einen Wert an sich?“ 

 „Für das tägliche Leben wäre das Mitbestimmen-Können auf Gemeindeebene das wichtigste 

[der Stimmrechte auf den verschiedenen Ebenen].“ 

 „Ganz vieles setzt […] voraus, dass die Menschen mobil sind. […] Wenn man […] Pflichtfristen 

hat von etwa zehn Jahren, dann ist das gerade für junge Leute ziemlich behindernd. […] Ich 

habe das Gefühl, […] zwei Jahre würden durchaus reichen.“ 

  „Sie [die Westschweizer] haben nicht so diesen Blut-und-Boden-Patriotismus.“ 

 Das wichtigste Argument: „Schliesslich ist es das vom Dazugehören. […] Das würde unserer 

Gesellschaft guttun, wenn wir keine Gräben aufreissen, dort, wo es keine gibt.“ 

 Zur Ausweitung des Ausländerstimmrechts: „Es gibt kein Weg zurück. […] In der Chemie 

würde man sagen, das Gleichgewicht verschiebt sich immer mehr zum 

Ausländerstimmrecht.“ 

 

Andreas Gross sass bis 2015 24 Jahre für die SP im Nationalrat, zudem 21 Jahre im Europarat. Er ist 

studierter Politikwissenschaftler und hat sich auf die direkte Demokratie spezialisiert.  Die 

Demokratie liegt ihm besonders am Herzen, da er in diversen Ländern als Wahlbeobachter362 auch 

undemokratische Zustände erlebt hat. Andreas Gross hat einige Initiativen für ein 

Ausländerstimmrecht mitlanciert.  

 „Demokratie ist ein Menschenrecht und verlangt, dass die von politischen Entscheidungen 

Betroffenen auch zu den Mitentscheidern gehören. Die Demokratie ist kein Privileg 

irgendwelcher Staatsbürger.“ 

  „Demokratie ist immer Bürgerdemokratie. Doch alle Betroffenen sollten Bürger sein, denn 

der Bürgerstatus muss allen offen stehen […]. Immerhin geht der geschichtliche Trend in 

diese Richtung […]in den EU Ländern steht schon das kommunale Stimm- und Wahlrecht 

allen EU-Bürgern offen. In der Schweiz ist der Trend zu langsam; doch irgendeinmal werden 

auch wir so weit sein. So wie es bald auch ein transnationales europäisches Bürgerecht 

geben wird; denn von einem AKW Leibstadt sind auch die Bewohner jenseits des Rheins, 
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beispielsweise in Waldshut betroffen und sollten als deutsche Bürger in die entsprechenden 

Betriebsbewilligungsverfahren mit einbezogen werden“ 

 „Das kommunale Stimm- und Wahlrecht gibt es nach drei Jahren, das kantonale nach fünf 

und das eidgenössische nach sieben Jahren. Ob sie auch Schweizer Bürger werden wollen, 

steht ihnen offen. Zu viele Staaten kennen leider das doppelte Staatsbürgerrecht nicht, so 

dass wir hier keinen Zwang ausüben sollten.“ 

 „Es braucht einzig die Bekenntnis zu den Normen der Bundesverfassung. Und die ergibt sich 

implizit durch alle, die nicht straffällig werden. […] Das Mitwirken im Rahmen von 

Abstimmungen und Wahlen ist das schönste Bekenntnis zu unserer Gesellschaft; auch Kritik 

ist immer Ausdruck von Zuneigung!“ 

 „Heimat finde ich dort, wo ich mich aufgehoben fühle, wo ich auch widersprechen, ja 

teilhaben darf. Ich werde ein Teil, weil ich als Teil angesehen und eingeladen wurde, 

mitzudenken und mitzuwirken. Durch die politische Partizipation werde ich Teil des Ganzen; 

ohne sie bleibt sie mir fremd.“ 

 „Die Schweizer Stimmbürgerinnen und –bürger haben viel mehr Macht als in anderen, rein 

repräsentativen Demokratien. Deshalb haben sie tatsächlich eine besondere Bedeutung. 

Deshalb sind sie bei uns auch ein Teil unserer kollektiven Identität geworden.“ 

 „Alte Minderheiten [die Westschweizer] haben mehr Empathie für neue Minderheiten; sie 

können sich besser in sie hinein fühlen und identifizieren sich sogar mit ihnen. Zudem sind 

die Westschweizer dem Geburtsort der Menschenrechtserklärung näher und haben schon 

viel mehr von ihr gehört als die meisten Deutschschweizer.“  

 

 
Phillip Kutter ist 40-jähriger CVP-Kantonsrat in Zürich und Stadtpräsident von Wädenswil. Er setzt sich 
ein für Familien, Bildung und Wirtschaft und starke Gemeinden, ist „überzeugter Föderalist“363.  

 „Ich bin ein Freund […] der Bürgerdemokratie. […] Dann gibt es zwei klare Kategorien: die 

Schweizer, die bestimmen… [und die Ausländer]“ 

 „Ich bin […] dafür, dass man zügig einbürgert und dann das Stimmrecht erwirbt mit der 

Einbürgerung. […] Ich finde, der Weg zur Staatsbürgerschaft ist zu langwierig.“ 

 „Wenn Leute […] eingebürgert werden, dann ist die Integration meistens noch nicht 

abgeschlossen.“ 

 „Viele Menschen haben grundsätzlich Angst vor dem, was fremd ist.“ 

 „Ich bin der Meinung, dass […] es richtig ist, […] dass man den Leuten voraussetzt, dass sie 

[…] sich bekennen: Ich bin jetzt hier daheim.“ 

 „Ich will […], dass die Leute, die abstimmen, dass sie das mittragen, was sie abgestimmt 

haben.“ 

 „Mit den Zwischenkategorien wird es unübersichtlich.“ 
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Hans-Peter Amrein ist 1958 geboren, verheiratet mit einer russischen Frau, SVP-Kantonsrat und 

vertritt grösstenteils das Parteiprogramm der SVP.  

 Wer der Auffassung ist, dass ohne Ausländerstimmrecht ein Demokratiedefizit bestehe „Der 

weiss […]nicht, was ein Bürgertum ist, und der weiss […] nicht, was eine Nation ist, und der 

weiss nicht, […] was ein Heimatland ist.“ 

 „Man muss unsere Kultur, unsere Gemeinschaft kennen und man muss integriert sein.“ (für 

die Mitbestimmung) 

 „Nach der Bestätigung, dass man sich integriert hat, bekommt man das Stimmrecht, nicht 

anders herum.“ 

 „Wieso können sie [seit Jahrzehnten anwesende Ausländer] politisch nicht mitreden? Weil 

sie sagen: Ich will nicht Schweizer werden.“ 

  „Es hat ein bisschen mehr Sozialismus [in der Westschweiz], ein bisschen mehr 

Sozialdemokratie. […] Ich glaube an einen bürgerlichen Staat.“ 

 „Man soll sich einbürgern lassen, wenn man Bürgerrechte will. Und vorher kann man sich an 

der Gemeinschaft, an unserem Milizsystem [die Vereine] beteiligen und wird sehr schnell, 

sehr gut in die Gesellschaft integriert.“ 

 

Claudio Zanetti ist seit 2015 SVP-Nationalrat aus dem Zürcher Oberland. Er vertritt klassische 

Positionen der SVP, kommt allerdings ursprünglich vom Freisinn her, weshalb ihm der freiheitliche 

Aspekt besonders wichtig ist in der Politik.  

 „… wenn man sagt, man muss etwas über die Verhältnisse seiner Umgebung wissen, dann 

scheint mir das nicht zu viel verlangt.“ 

 „Ich bin überzeugt, dass die SVP wahlanteilsmässig von einem Ausländerstimmrecht 

profitieren würde.“ 

 Entwertet das Ausländerstimmrecht die Staatsbürgerschaft? „Ja […] ich meine, im Römischen 

Reich, das das Bürgerrecht quasi inflationär vergeben hat, ist der Wert natürlich massiv 

gesunken.“ 

 Ich mache sogar […] einen Unterschied zwischen einem, der einfach da ist, und einem, der 

sich einbürgern will. […] Wenn sich einer an der politischen Willensbildung beteiligen will, 

dann darf man […] mehr verlangen. Weil die Schweiz ist in vielen Sachen so anders.“ 

  „Weil das sozusagen Ausdruck politischer Integriertheit ist, dass sie politische Rechte 

bekommen.“ 

 „Zeit hat immer eine integrative Wirkung.“ 

 „Ein bisschen schwanger gibt es nicht. Entweder du bist es oder du bist es nicht.“ (Anspielung 

auf die Entkoppelung des Stimmrechts vom Bürgerrecht) 

 „Demokratie ist nicht ausgebaut, indem man mehr Menschen abstimmen lässt.“ 

 Die Bindung des Stimmrechts ans Bürgerrecht in Zeiten eines steigenden Ausländeranteils „… 

könnte zum Problem werden. Ist aber im Moment noch völlig theoretisch.“ 

 „Wenn er das [der Ausländer das Stimmrecht] will, ist er herzlich willkommen. Aber dann 

muss er erklären: […] ich stehe zu diesem Land, seiner Tradition, seiner Geschichte; ich 

möchte gerne mitmachen.“ 
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 „Ich glaube […] wirklich, dass das Bürgerrecht einen gewissen Wert haben muss. Und einen 

Wert hat es, wenn es exklusiv gehalten wird. […] wir haben durchaus Grund, stolz zu sein auf 

dieses Land und nicht jedem […] das Bürgerrecht nachzuwerfen. Weil die Schweiz ist ein 

Sonderfall […] und den gilt es zu bewahren.“ 
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11 Persönliche Einschätzung 

Aus meiner Sicht ist der Begriff Ausländerstimmrecht irreführend. Es geht vielmehr um 

niedergelassene inländische Einwohner mit Migrationshintergrund. Die künstliche Unterscheidung 

zwischen Ausländern und Schweizer Bürgern sollte meines Erachtens bei vielen Ausländern gar nicht 

mehr gelten. Kommt dazu, dass zugezogene Schweizer auf Gemeindeebene ebenfalls Fremde sind 

wie Ausländer. Ich bevorzuge den Begriff Einwohnerstimmrecht. Er impliziert, dass zwischen 

Schweizern und dauerhaft Niedergelassenen nicht unnötigerweise differenziert wird und umgeht den 

in der Schweiz mit negativen Aspekten assoziierten Begriff Ausländer. 

Die Tatsache, dass das Ausländerstimmrecht in vielen Kantonen nur durch die Hintertür einzuführen 

ist (d.h. über eine Totalrevision), zeigt, dass die Debatte um das Ausländerstimmrecht stark 

polarisiert ist und zu oft ideologisch argumentiert wird. Eine sachliche Auseinandersetzung würde 

meiner Ansicht nach die Abstimmungsresultate in der Deutschschweiz viel knapper ausfallen lassen. 

Der Schweizer Nationalismus und Patriotismus erschwert hingegen die genaue Abwägung der 

Argumente für und gegen das Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene, denn die angeblich 

natürliche Verbindung von Bürgerrecht und Stimmrecht ist für mich wenig überzeugend. An der 

Auffassung des Stimmrechts als Privileg wollen möglicherweise auch deswegen viele Schweizer 

festhalten, weil sie stolz sind auf ihre im internationalen Vergleich sehr besonderen Volksrechte und 

dieser Stolz nicht mehr als typisch schweizerisch gelten kann, wenn jedem Einwohner, mehr oder 

weniger an die schweizerischen Verhältnisse angepasst, Zugang zu diesen Volksrechten gewährt 

wird. Auch die Schweizer Identität wird weniger durch geschichtliche, religiöse oder sprachliche 

Gemeinsamkeiten definiert, sondern wiederum durch die ausgebauten Volksrechte und auch den 

Föderalismus (Willensnation). Vor allem Deutschschweizer wollen sich durch exklusive Rechte von 

den Fremden unterscheiden können, um ihrer Heimat eine besondere Bedeutung zu geben. Die 

besonders stark ausgeprägte direkte Demokratie und die umfassenden Volksrechte erschweren 

daher paradoxerweise die Ausweitung des Stimmrechts, welche dem demokratischen Prinzip der 

Selbstunterwerfung entsprechen würde. 

Für mich ist eindeutig klar: Wir Schweizer haben ein Identifikationsproblem, weniger die Ausländer, 

die sich nicht einbürgern. Meiner Ansicht nach sollten Ausländer die Verantwortung ihrer politischen 

Entscheidungen tragen, eine enge emotionale Bindung müssen sie meines Erachtens jedoch nicht 

eingehen, um politisch mitzugestalten. Ganz im Gegenteil müssten viele Schweizer anerkennen, dass 

Ausländer für unsere Wirtschaft absolut unerlässlich sind und jene Ausländer mit 

Niederlassungsbewilligung – die grosse Mehrheit der Ausländer – einen festen Bestandteil der 

Gesellschaft bilden. Dieser Anerkennung sollte die Möglichkeit zur Mitbestimmung folgen – 

entweder durch eine Vereinfachung der Einbürgerung oder durch Einführung des 

Ausländerstimmrechts.  

Die Ideologie der ethnonationalistischen Bürgerdemokratie in ihrer reinen Form ist im 21. 

Jahrhundert durch ihre Inflexibilität nicht vereinbar mit der zunehmenden Mobilität der Menschen 

und auch nicht mit den weiterhin zu erwartenden Flüchtlingsströmen. Ich stimme mit den 

Territorialdemokraten überein, dass ihr Modell dem demokratischen Ideal der Selbstunterwerfung 

erheblich näher kommen kann, insbesondere in der Schweiz, in welcher die Inkongruenz 

Herrschender und Beherrschter durch den sehr hohen Ausländeranteil ein aussergewöhnliches 

Ausmass angenommen hat.  



52 
 

Ich verstehe andererseits auch das Anliegen der Vertreter einer Bürgerdemokratie, dass ein gewisser 

Grad an Verbundenheit und an Integration Voraussetzung für die politische Mitsprache sein muss, 

um eine gewisse Garantie für den verantwortungsvollen Umgang mit dem Stimmrecht zu erhalten. 

Ich bin der Meinung, dass die Niederlassungsbewilligung dieses Kriterium erfüllt, da diese davon 

ausgeht, dass der Ausländer unbefristet lange in der Schweiz bleibt (daher mit der Schweizer 

Gesellschaft langfristig verbunden ist) und sprachlich integriert ist (die frühzeitige Erteilung der C-

Bewilligung verlangt nach guten Kenntnissen einer Landessprache). Nach meiner Einschätzung kann 

ein Ausländer nach fünf, beziehungsweise zehn Jahren, für fähig gehalten werden, die wichtigsten 

(direkt-)demokratischen Abläufe in dem Masse zu verstehen wie es der durchschnittliche Schweizer 

vermag. Die Niederlassungsbewilligung als Bedingung für die Erteilung des Stimmrechts erlaubt es 

darüber hinaus, zwischen zugezogenen schon zuvor in der Schweiz anwesenden Ausländern und 

zugezogenen Schweizern auf Gemeindeebene nicht zu unterscheiden, denn neuzugezogenen 

Schweizern wird nach höchstens drei Monaten Aufenthalt im neuen Niederlassungskanton oder in 

der neuen Gemeinde das Stimmrecht gewährt. So sollte von Ausländern für ein Ausländerstimmrecht 

auf Gemeindeebene auch keine Karenzfrist von einigen Jahren in ein und derselben Gemeinde 

verlangt werden. Dies würde den Erwerb des Stimmrechts durch den heute üblichen häufigen 

Wohnortswechsel unnötig verzögern.  

Auf Gemeindeebene wird ausserdem bei den Schweizern bezüglich des Ortes der Ausübung des 

Stimmrechts auf den Wohnort und nicht den Bürgerort abgestellt, also das Modell der 

Territorialdemokratie angewandt. Für die lokale Mitsprache scheint dies auch das einzig sinnvolle 

Prinzip. Ich schlage daher vor, auf kommunaler Ebene auch für Ausländer mit 

Niederlassungsbewilligung das Stimmrecht an die Wohnbürgerschaft und nicht an die 

Staatsbürgerschaft zu knüpfen.  

Der positive Effekt des Stimmrechts auf die Integration kann in meinen Augen nicht abgestritten 

werden. Für mich steht hierbei vor allem die symbolische Komponente im Vordergrund. Ausländer 

fühlen sich und werden als zugehörig erachtet und es wird nicht von ihnen erwartet, sich grossteils 

selbst einzugliedern. Der unechte Graben der Schweizer Einwohner zu den ausländischen bereits gut 

integrierten Einwohnern wird dementsprechend ein wenig „gefüllt“. Des Weiteren bin ich mir mit 

den Befürwortern des Ausländerstimmrechts einig, dass die Staatsbürgerschaft durch die 

Anwendung des Ausländerstimmrechts auf Gemeindeebene eine geringfügige Aufwertung erfährt. 

Ausländer müssen beim Streben nach sozialer und rechtlicher Gleichstellung auf Gemeindeebene 

sich nicht mehr zwingend einbürgern lassen. Für die gänzliche Gleichstellung auf allen Ebenen wäre 

jedoch die Einbürgerung erforderlich. Aus diesem Grunde ist das kommunale Ausländerstimmrecht 

auch nicht als Konkurrenz zur Einbürgerung oder zur Staatsbürgerschaft zu verstehen.  

Die in meinen Augen positiven Erfahrungen der Kantone, die ein Ausländerstimmrecht kennen, 

bestärken die Forderung nach einem Ausländerstimmrecht. Die Befürchtungen einer Verschiebung 

politischer Kräfteverhältnisse, eigener Parteiengründungen oder des Missbrauchs für 

Partikularinteressen durch ein Ausländerstimmrecht haben sich nicht bewahrheitet. In den Kantonen 

Jura und Neuenburg sagten die Beteiligen sogar, es habe sich nichts verändert. Die geringe 

Stimmbeteiligung kann durch die benötigte Eingewöhnungszeit und die komplizierten politischen 

Strukturen erklärt werden und darf meines Erachtens kein Argument gegen das 

Ausländerstimmrecht sein. Nichtwählen ist auch ein demokratisches Recht, ansonsten müsste vielen 

Schweizern das Stimmrecht entzogen werden. 
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Bei der Ausgestaltung des Ausländerstimmrechts auf Gemeindeebene muss geklärt werden, ob ein 

fakultatives oder ein obligatorisches Ausländerstimmrecht vorzuziehen ist. Meines Erachtens spricht 

gegen ein fakultatives Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene noch weniger als gegen ein 

obligatorisches, da das in der Schweiz hochgehaltene Prinzip der Subsidiarität konsequent umgesetzt 

würde. Durch die Einführung eines fakultativen Ausländerstimmrechts erhält kein einziger Ausländer 

das Stimmrecht. Es stellt sich vielmehr die Frage, ob den Gemeinden die Kompetenz zugesprochen 

werden soll, die politischen Rechte auf ihrer Ebene selbstständig einzuführen. Der Bund ermöglicht 

den Kantonen in dieser Hinsicht eigenständiges Vorgehen, daher sollte den Gemeinden ebenfalls in 

der Kantonsverfassung die Möglichkeit eingeräumt werden, die Kriterien für die Ausländer bezüglich 

Erwerb des kommunalen Stimmrechts in ihrem Hoheitsgebiet autonom zu regeln. Ich plädiere für ein 

fakultatives Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene in allen Kantonen. Wenn jedoch auf 

Kantonsebene eine Mehrheit zur einheitlichen Einführung des Ausländerstimmrechts in allen 

Gemeinden besteht, sollte die obligatorische Variante bevorzugt werden, da diese Flickenteppiche 

hinsichtlich des Ausländerstimmrechts zu vermeiden sind und ein kommunales Ausländerstimmrecht 

allgemein zu befürworten ist. 

Die Auseinandersetzung mit der Zweckmässigkeit eines Sprachtest erübrigt sich durch die 

Niederlassungsbewilligung als Kriterium für politische Partizipation der Ausländer. Ich finde 

ausserdem, dass sich die Frage, ob ein aktives und passives Wahlrecht und Stimmrecht gewährt 

werden soll, nicht ernsthaft stellt. Wenn die politischen Rechte auf Gemeindeebene Ausländern nicht 

in vollem Umfang erteilt werden, würde der Integrationseffekt weit geringer ausfallen, da sich 

Ausländer nach wie vor als untauglichere Stimmbürger als die Schweizer betrachten würden. Für 

einige Ämter mit staatlichen Aufgaben wie die eines Bürgermeisters können Einschränkungen der 

Wählbarkeit vorgesehen werden. 

In Hinblick auf den weiteren Verlauf der Anwendung des Ausländerstimmrechts bin ich gespaltener 

Meinung. Einerseits denke ich, dass die jüngeren Generationen durch die Benutzung des globalen 

Internets und durch die zunehmende Mobilität nationale Grenzen nicht mehr so stark wahrnehmen 

werden. Die Tatsache, dass die Herkunft in einer internationalen Welt und immer vielfältigeren 

Schweiz an Bedeutung zu verlieren scheint, kann hingegen genau dazu führen, dass sich die 

Schweizer Staatsbürger verstärkt auf ihre Heimat berufen und das Bedürfnis haben, sich mit der 

Schweizer Staatsbürgerschaft abzugrenzen und zugleich das Stimmrecht als Privileg zu erhalten. Die 

rechtspopulistischen Bewegungen in ganz Europa belegen die Existenz und Entwicklung dieser 

Ansicht. Die Territorialdemokratie hat einen schweren Stand und wird ihn ganz besonders in der von 

der Landsgemeinde geprägten Deutschschweiz auch zukünftig haben. 
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13 Zusammenfassung 

Das Stimmrecht ist ein grundlegendes demokratisches Recht, welches grundsätzlich an das 

Bürgerrecht geknüpft ist. Die Trennung des Stimmrechts vom Bürgerrecht stellt eine neue Sichtweise 

dar. Das Wort Ausländer ist ein abstrakter Begriff, der die Gesamtheit der Ausländer nicht von den 

Ausländern unterscheiden kann, die in den Genuss des Stimmrechts kommen (würden). 

Durch die historische Betrachtung des Stimmrechts wird klar, dass der demos ständig auf neue 

Personenkreise ausgeweitet wurde und wird – also keine feste Grösse darstellt. Diese Ausweitung 

hat besonders in der Deutschschweiz einen langwierigen Prozess durchgemacht.  

Die unterschiedliche Anwendung des Ausländerstimmrechts in den Kantonen zeigt auf, dass die 

Westschweizer in dieser Hinsicht eine andere Haltung annehmen als die Deutschschweizer. Die 

Gemeinden, die bisher das Ausländerstimmrecht eingeführt haben, ziehen eine positive Bilanz. Das 

Wahlverhalten der Ausländer ähnelt dem der Schweizer Stimmbürger. 

Linke und einzelne Mitteparteien einerseits und bürgerliche Parteien andererseits sind in der Schweiz 

gegensätzlicher Auffassung von Demokratie und Integration bezüglich des Ausländerstimmrechts.  

Durch die Abhandlung über Aufenthalt und Einbürgerung der Ausländer wird deutlich, dass der 

Grossteil der Ausländer in der Schweiz über eine Niederlassungsbewilligung verfügt, seit mehr als 

zehn Jahren in der Schweiz lebt und sich trotzdem nicht einbürgern lässt. Dies kommt in einem 

besonders hohen Ausländeranteil zum Ausdruck.  

Konsultativorgane und politische Freiheitsrechte sind mit dem Ausländerstimmrecht nicht 

vergleichbar und können dieses allenfalls ergänzen. 

Gegner des Ausländerstimmrechts möchten in ihren Bürgerdemokratien (klassischer 

Republikanismus und ethnischer Nationalismus) Demokratie durch Bindung des Stimmrechts an das 

Bürgerrecht verwirklicht sehen. Befürworter des Ausländerstimmrechts hingegen sind der Meinung, 

die klassische Bindung des Stimmrechts an das Bürgerrecht habe ausgedient. Durch die 

Territorialdemokratie denken die Befürworter, dem demokratischen Ideal der Selbstunterwerfung 

näher zu kommen und auf diese Weise im Sinne demokratiepolitischer Gerechtigkeit zu handeln. 

Letztlich geht es bei der Bewertung des Ausländerstimmrechts um die Frage, welches der beiden 

Hauptprinzipien stärkere Beachtung geniesst: das Staatsangehörigkeitsprinzip oder das 

Aufenthaltsprinzip. Es wird konstatiert, dass Ausländerstimmrecht und Staatsbürgerschaft 

nebeneinander bestehen können.  

Weder ethnischer Nationalismus noch Multikulturalismus ermöglichen eine erfolgreiche Integration. 

Es braucht ganz im Gegenteil diese zwei Dimensionen: Offenheit der Aufnahmegesellschaft und 

Integrationswillen der Einwanderer. Mit dem rechtlichen Rahmen eines Ausländerstimmrechts kann 

beides verbessert, beziehungsweise gefördert, werden. Das Ausländerstimmrecht wirkt 

integrationsfördernd, da Ausländer erst durch die Gewährung politischer Rechte als Vollmitglied in 

der Demokratie anerkannt werden und sich auf diese Weise ernst genommen fühlen.  

Die Ausgestaltung des Ausländerstimmrechts kann sehr unterschiedlich ausfallen. Das Kriterium der 

Niederlassungsbewilligung und jenes der Mindestaufenthaltsdauer verbunden mit einem Sprachtest 

erfüllen beide die Voraussetzung eines gewissen Masses an politischer Integration zur Gewährung 

des Stimmrechts. In der direkten Demokratie der Schweiz sollten darüber hinaus alle drei 
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Komponenten des Stimmrechts gewährt werden, sonst müssten sich Ausländer als Stimmbürger 

zweiter Klasse ansehen. Das fakultative Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene stärkt die wichtige 

Stellung der Gemeinde im demokratischen Prozess und entspricht dem Prinzip der Subsidiarität.  

In den Aussagen der verschiedenen interviewten Politiker spiegeln sich die unterschiedlichen 

Haltungen der Parteien wider. Verschiedene Haltungen zu Themen wie Demokratie, Integration, 

Gerechtigkeit und Identität kommen zum Vorschein. 

In meiner persönlichen Bewertung komme ich zum Schluss, dass das aktive und passive 

Ausländerstimm- und Wahlrecht auf Gemeindeebene für Ausländer mit Niederlassungsbewilligung 

befürwortet werden sollte. 
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